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I  Begründung  
 
1.0 Anlass und Ziel der Planaufstellung  
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfordert. 
Im Ortsteil Mensfelden stehen zurzeit keine veräußerbaren Baugrundstücke zur Verfügung. 
Gleichzeitig wurde durch Mensfeldener Bürgerinnen und Bürger (insgesamt ca. 8 verbindliche 
Anfragen für das hier beplante Gebiet) an die Gemeinde der Wunsch nach Eigentumsbildung in 
Form von Baulanderwerb herangetragen. 
 
Die Einwohnerzahlen des Ortsteils haben sich laut historischer Gemeindestatistik des Hessi-
schen Statistischen Landesamt von 2003 bis Stand Januar 2019 (Quelle Gemeinde) um etwa 
300 Einwohner erhöht. Insgesamt ist für den Ort Hünfelden entgegen des allgemeinen Trends 
zum Rückgang der Bevölkerung im ländlichen Umfeld, eine seit 2009 stetig leicht steigende 
Einwohnerzahl zu verzeichnen. Aus diesem Grund sieht die Kommune es als hoch priorisiertes 
öffentliches Interesse an, erforderliches Bauland zu entwickeln, um auch weiterhin dem demo-
grafischen Wandel und auch Abwanderungen entgegenzuwirken.  
 
In der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Hünfelden vom 15.11.2022 wurde die 
Aufstellung des Bebauungsplanes "Lange Gärten" für den Bereich der Flur 61, Flur Stck. 130, 
131, 132, 133, 134, 135 tlw., 128, 129, 140/4, 145/1 tlw., 149/4 in der Gemarkung Mensfelden 
gemäß BauGB beschlossen, um die Zulässigkeit von Wohnnutzung auf einer Fläche zu begrün-
den, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließt. 
 

 
1.1 Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das be schleunigte Verfahren  nach 

§ 13b BauGB 
 
Mit der BauGB- Änderung 2017 wurde das beschleunigte Verfahren auf den Ortsrand erweitert 
(§ 13b BauGB). Insofern hat der Gesetzgeber die Möglichkeit eröffnet, durch bauleitplanerische 
Mittel eine Anschlussbebauung für Wohnnutzung im Außenbereich zuzulassen. Von dieser 
Möglichkeit wird vorliegend Gebrauch gemacht. 
Hierdurch wird gerade solchen Gemeinden, die mit ihrem Innenentwicklungspotenzial an ihre 
Grenzen gekommen sind, erleichtert, eine weitere Wohnbaulandmobilisierung zu ermöglichen.  
Die gesetzliche Regelung enthält insbesondere folgende tatbestandliche Voraussetzungen:  
·  Die Flächen schließen sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an (= beplanter oder 

unbeplanter Innenbereich). 
·  Beschränkung auf Flächen, durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen begründet wird. 
·  Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt weniger als 10.000m². 
 
Die Umweltbelange sind materiell-rechtlich weiter zu prüfen, lediglich der Umweltbericht als for-
malisiertes Verfahren kann, soweit die Voraussetzungen erfüllt sind, wegfallen. Entsprechendes 
gilt für städtebauliche Prämissen, wie z.B. den Vorrang der Innenentwicklung vor der Außen-
entwicklung (vgl. Bodenschutzklausel § 1a Abs.2 Satz 1, § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB und auch 
LEP Ziel 3.2; im Einzelnen: Kapitel III 3/2 Innenentwicklung). 
 
Zur Schaffung von Baurecht ist nach Prüfung der zu beachtenden Rechtslage ein Bauleitplan-
verfahren durchzuführen, welches gem. den Vorgaben des § 13 b BauGB durchgeführt werden 
kann.  
Die Vorgaben des § 13 b BauGB ordnen als Rechtsfolge an, dass die Verfahrenserleichterung 
des § 13 a Abs. 2 BauGB sowie die Hinweispflichten nach § 13 a Abs. 3 BauGB gelten. 
Es entfällt also die frühzeitige Bürgerbeteiligung und die frühzeitige Beteiligung der Träger 
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öffentlicher Belange.  
 
Ziel der vorliegenden Planung für den Bebauungsplan ist es, den in Rede stehenden Bereich 
möglichst homogen in Art und Maß der angrenzenden Bebauung einzubinden. Die getroffenen 
Festsetzungen entsprechen daher den Gegebenheiten der südlich gelegenen Bestandsbebau-
ung im unbeplanten Innenbereich.  
Die Planung berücksichtigt die Vorgaben des § 1 Absatz 3 BauGB, nach denen die Gemeinde 
Bebauungspläne aufzustellen hat, wenn es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist. Vgl. auch Ziff. 6.0 dieser Begründung. 
 
Gemäß § 1a BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen, bei denen Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten sind, über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz von Eingriffsfolgen nach 
den Vorschriften des BauGB zu entscheiden. § 1a BauGB regelt hierbei die Berücksichtigung 
umweltschützender Belange in der Abwägung. 
Die hier vorgelegte Planung berücksichtigt insbesondere die Aussagen des § 1 a Abs. 2 BauGB. 
Dieser Bebauungsplan gewährleistet gem. § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung und berücksichtigt die Anforderungen des § 1 Abs. 6 Nr. 2 und 4 BauGB. 
 
 
 
2.0 Verfahren  
 
Die Planungsgrundlage bildet das Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 letzte Änderung BGBl. I Nr. 37 vom 12.10.2022 S. 1726. 
Das Verfahren wird gem. § 13 b BauGB nach den Vorschriften des § 13 a BauGB im beschleu-
nigten Verfahren durchgeführt, da  
- gem. § 13 a Absatz 2 Nr. 3 BauGB „ ... einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Siche-

rung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum 
oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemessener 
Weise Rechnung getragen wird“. 

- eine Größe der Grundfläche von weniger als 10.000 m² überplant wird. 
- durch sie kein Vorhaben zur Pflicht der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

vorbereitet oder begründet wird. 
- weiterhin keine Anhaltspunkte bestehen, dass von einer Beeinträchtigung von den in § 1 

Absatz 6 Nr. 7 BauGB genannten Schutzgütern auszugehen ist. Auch ist nicht von Auswir-
kungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
auszugehen. 
 

Der Flächennutzungsplan stellt im Plangebiet eine Fläche „für die Landwirtschaft“ dar.  
- Gem. den gesetzlichen Vorgaben des § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist der Flächennutzungs-

plan im Wege der Berichtigung anzupassen. 
- Die Umgebung des Plangebietes ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan als gemischte 

Baufläche (M) ausgewiesen. Die angrenzende Bebauung stellt sich mehrheitlich als klassi-
sche Wohnbebauung dar. 

- Die Anpassung des Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung erfolgt mit einer Aus-
weisung als Wohnbaufläche (W). 

 
Gem. § 13 Abs. 2 BauGB entfällt die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 
1 BauGB und § 4 Absatz 1 BauGB. 
Der betroffenen Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener 
Frist gegeben. 
Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird Gelegenheit zur Stel-
lungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben. 
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Es wird unter Anwendung des § 13 Absatz 3 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 
4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Absatz 2 
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 
Zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Absatz 4 BauGB, abgesehen.  
§ 4 c BauGB (Überwachung) ist nicht anzuwenden. 
Im beschleunigten Verfahren wird die naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (§ 13a Abs.2 Nr. 
4 BauGB) in den Fällen der Bebauungspläne mit einer festgesetzten Grundfläche von weniger 
als 20.000 m² (§13a Abs.1 Satz 2 Nr. 1 BauGB) ebenso nicht angewandt. In diesen Fällen 
gelten die voraussichtlichen Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entschei-
dung bereits erfolgt oder zulässig (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Dies gilt analog für die Bebau-
ungspläne nach § 13 b BauGB mit einer Grundfläche von weniger als 10.000 m². 
 
Bei der Beteiligung nach § 13 Absatz 2 Nr. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird. 
 
Aufstellungsbeschluss 
Bekanntmachung  

15.11.2022 
22.12.2022 

Verfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 30.01.2023 – 07.03.2023 

Satzungsbeschluß Bebauungsplan  
 

Hinweis: Bezugnehmend auf § 3 Absatz 2 Satz 1 BauGB 
"Die Entwürfe der Bauleitpläne sind........für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die 
Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer einer angemes-
senen längeren Frist öffentlich auszulegen ....." 
 
Verfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB: 
Die Planung selbst weist nach derzeitigem Kenntnisstand keine außergewöhnlich zu prüfenden 
Besonderheiten auf, die eine maßgebliche Verlängerung der Auslegungsfrist bedingen würde. 
Es ist weder die Zahl der betroffenen Belange außergewöhnlich groß, noch liegen besonders 
umfängliche Unterlagen vor, die eine längere Prüfungsfrist bedingen würden. Auch aus sonsti-
gen Gründen stellt sich der Sachverhalt nicht als besonders komplex dar. 
Die Auslegungsfrist wird dennoch auf 37 Tage festgesetzt, um den öffentlichen/sozialen Ein-
schränkungen hinsichtlich der einzuhaltenden Maßnahmen bezüglich der Corona -Pandemie zu 
tragen. 
Die Vorgaben des Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungs-
verfahren PlanSiG während der COVID-19-Pandemie werden beachtet. 
Es wird im Rahmen der Bekanntmachung gebeten, wenn möglich, die Planunterlagen im Inter-
net auf der Homepage der Gemeinde einzusehen und Stellungnahmen und Fragen telefonisch 
oder schriftlich oder elektronisch per E-Mail an das Gemeindebauamt zu richten.  
Sollte einzelnen Bürgern die elektronische Einsichtnahme nicht möglich sein, so können diese 
nach telefonischer Anmeldung die Unterlagen im Bauamt direkt einsehen und Stellungnahmen 
abgeben. Eine Mund- Nasenschutzmaske entsprechend den jeweils geltenden Bestimmungen 
ist zu tragen. 
 
 
2.1 Kumulation   
 
Gemäß § 13a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB darf der Bebauungsplan im beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von weniger als 20.000 m2. Dabei 
sind die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen 
und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen (Kumulation). Bei Plänen nach 
§ 13 b liegt der Wert bei 10.000 m². 
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Somit sind auch die von der Gemeinde Hünfelden bisher bereits im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB oder § 13 b BauGB aufgestellten Bebauungspläne bzw. Bebauungsplanän-
derungen, die in einem sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der o.g. Be-
bauungsplanänderung stehen könnten, ggf. bei der Beurteilung zu berücksichtigen. 
 
Im Ortsteil Mensfelden wurden weder in räumlichem, zeitlichen noch sachlichen Zusammen-
hang Bebauungspläne gem. den Vorgaben des § 13 a aufgestellt, die zu berücksichtigen wären. 
Kumulative Wirkungen sind daher nicht zu betrachten. 
 
·  Die bebaubare Fläche der vorliegenden Planung beträgt insgesamt ca. 1.702 m² Baufläche 

zzgl. max. möglicher Überschreitung von bis zu 851 m².  
·  Der Schwellenwert von 10.000 m² wird nicht erreicht. 
 
 
 
3.0 Lage und Abgrenzung des Gebietes 
 
Mensfelden ist der westlichste der 7 Ortsteile Hünfeldens. Die Ortschaft liegt auf dem Osthang 
des Mensfelder Kopfs (313,7 m) auf ca. 218 bis ca. 315 m ü NN Höhe am Rande des Kirberger 
Hügellandes zum Übergang des Limburger Beckens. Weiter südwestlich geht das Kirberger 
Hügelland langsam in die Hochflächen des westlichen Hintertaunus über. Östlich des Orts ver-
läuft die Bundesstraße 417 von Nordost nach Südwest. 
 
Der Ortsteil Mensfelden der Gemeinde Hünfelden liegt südlich von Limburg, westlich der Auto-
bahn A 3 und westlich der Bundesstraße B 417, die Limburg mit Wiesbaden verbindet. 
Das Plangebiet liegt am südöstlichen Ortsrand, innerörtlich mit Anbindung an die Unterstraße 
und die Hehnerstraße. 
Das zu beplanende Gebiet umfasst in der Summe (incl. Erschließung) ca. 6.646 m².  
- Nördlich und westlich schließt sich die Bebauung der Ortslage an.  
- Südlich befindet sich zunächst eine als Mähweide genutzte Grünfläche, daran anschließend 

der Spielplatz und daran anschließend die Tennisanlage. 
- Östlich der Hehnerstraße beginnt die freie Landschaft.  
 
Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke: Vgl. Anhang I 
Gemarkung Mensfelden: Flur 61; Flurstücke: 130, 131, 132, 133, 134,   
und die Wegeparzellen: 135 tlw., 128, 129, 140/4, 145/1 tlw., 149/4 
Aktuelle Nutzung: Freizeitgarten tlw. bebaut; Umgebungsnutzung: bebaute Ortslage, Feldflur 

 
Abb. 1: Luftbild ohne Maßstab, Quelle: Bundesamt für Kartographie online-Dienst 
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4.0 Übergeordnete Planungen 

 
4.1 Vorgaben des Regionalplanes 
 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung anzupassen. 
Der rechtskräftige Regionalplan Mittelhessen 2010 enthält für die Gemeinde Hünfelden fol-
gende relevante raumpolitische Vorgaben: 
Zentralität:   Grundzentrum, zentraler OT Kirberg / Dauborn  
Strukturraum:   ländlicher Raum 
 
Das Plangebiet ist dargestellt als Vorbehalts-/Vorranggebiet für Landwirtschaft. 
 
Abb. 2: Auszug aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010 (ohne Maßstab) 
 

 
 
Abb. 3: Per WMS Dienste Darstellung Regionalplan Mittelhessen 2010 mit hinterlegtem Katas-

ter (ohne Maßstab) 
Zu berücksichtigen ist hier, dass die Darstellung eine Scheingenauigkeit induziert. Durch den 
Maßstab 1:100.000 des Reg. Plan würde bspw. eine Abgrenzungslinien zwischen Vorbehalts- 
und Vorranggebiet ca. 100 m breit sein. So dass eine genaue Interpretation hier nicht möglich 
ist.  
Festgehalten werden kann aus dieser Darstellung jedoch, dass direkt, um die Ortslage, ein 
Streifen Vorbehaltsgebiet anzunehmen ist. 
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Weiterhin ist die Darstellung des Regionalplan auch in Verbindung mit dem rechtskräftigen Flä-
chennutzungsplan der Kommune zu sehen, der die Grenzlinie für die Mischbaufläche entlang 
der vorhandenen Wegeparzelle ausweist. Also in Richtung Süden verschoben. 
Eine landwirtschaftliche Nutzung ist an dieser Stelle ohnehin nicht möglich, da zur freien Land-
schaft nach Süden hin u.a. der Spielplatz angrenzt und dann die Tennisanlage. 
 
 
4.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan  
 
Der Flächennutzungsplan stellt im Plangebiet eine Fläche für die Landwirtschaft dar.  
Eine Anpassung des Flächennutzungsplanes gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der 
Berichtigung ist daher erforderlich (vgl. Ausführungen unter Ziff. 1.1). Dargestellt werden soll im 
Wege der Berichtigung eine Wohnbaufläche. 
 
Abb. 4: Auszug aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab) 
 

 
 
4.2.1 Landschaftsplan  
 
Dem im FNP integrierten Landschaftsplan sind keine Darstellungen zu entnehmen, die der Pla-
nung entgegen stehen. 
 
 
�  
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5.0 Tabellarische Flächencharakteristik  
 

Planung Bebauungsplan gem. § 13 b BauGB 

Gemeinde 
Gemarkung 

Hünfelden 
Mensfelden 

Ausweisungsziel WA gem. § 4 BauNVO  

Lage Ortsrandlage  

Fläche Ca. 6.646 m²  

Topografie Südexponiert 

Aktuelle Nutzung Freizeitgarten /Landwirtschaftliche Halle 

Umgebungsnutzung 
bebaute Ortslage, landwirtschaftliche Flä-
che 

Regionalplan Mittelhessen 2010 Vorbehalts-/Vorranggebiet für Landwirtschaft 

F-Plan, derzeit rechtskräftig Mischbaufläche 

Schutzgebiete gem. §§ 23 und 26 BNatSchG keine 

Biotope gem. § 30 BNatSchG 2010 keine 

Wald / Gewässer / Aussiedlerhöfe (VDI-
Richtlinie 3471) 

nicht betroffen 

Gewerbe-Wohngebiete keine Konflikte erkennbar 

Freihaltezonen für oberirdische Leitungstrassen nicht betroffen 

Bergbau nicht bekannt 

Altlasten nicht bekannt 

Erschließung Verkehr Anbindung an innerörtliche Straßen  

 
 
6.0 Städtebauliches Konzept 

 
6.1  Entwicklungsziele unter Berücksichtigung der §  1 und § 1(a) BauGB 
 
Die Mobilisierung von Flächenreserven bzw. Baulandpotentialen entspricht den Zielen der §§ 1 
und 1a BauGB. 
 
Das letzte durch die Gemeinde Hünfelden in Mensfelden ausgewiesene Neubaugebiet ist der 
Bereich „In den Hühnergärten“, am nordwestlichen Ortsrand von Mensfelden gelegen. Dieser 
Bereich wurde in 2005 / 2006 baulich erschlossen und alle Grundstücke sind bereits verkauft 
und auch bereits bebaut.  
Weiterhin wurde danach in 2011 / 2012 noch der Bereich „Südlich Schlimmstraße“ bauleitpla-
nerisch angepasst, so dass eine beidseitige Bebauung der Schlimmstraße bis zum westlichen 
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Ortsrandende ermöglicht wurde. Hierbei handelt es sich um sechs Baugrundstücke, von wel-
chem fünf bereits bebaut sind.  
 
Darüber hinaus beabsichtigt die Gemeinde Hünfelden aufgrund vorliegender weiterer Nachfra-
gen eine weitere Baugebietsausweisung in moderatem Umfang, geplant sind hier ca. 12 Bau-
plätze, im Bereich des Diezer Weges. Auch dafür liegen der Gemeinde 15 verbindliche Bewer-
bungen aus der ortsansässigen Bürgerschaft vor.  
Auch ansonsten sind im übrigen Ortsbereich keine freien und bebaubaren Grundstücke im Be-
sitz der Gemeinde vorhanden.  
Etwa 5 freie Grundstücke, die sofort bebaubar wären, sind in Mensfelden noch vorhanden, 
diese sind jedoch alle in Privatbesitz und nicht verkäuflich.  
 
Abb. 5: Lageplan geplantes Baugebiet Diezer Weg, o. Maßstab, Quelle Gemeinde Hünfelden 
 

 
 
Nachfolgend eine textliche Zusammenfassung zum Thema Bauleitplanung in Mensfelden, ent-
nommen aus:  
„Städtebauliche Entwicklung & Wohnen in der Gemeind e Hünfelden  
Grundlagenanalyse für das IKEK-Programm und konkurr ierende Neubaugebiete“ 
welche im Rahmen der Dorfentwicklung und IKEK-Erstellung durch das beauftragte Unternehmen CIMA 
Beratung + Management GmbH aus Stuttgart erstellt wurde: 
 
Bauleitplanung  

Um den historischen Ortskern haben im Laufe der Zeit einige Siedlungserweiterungen stattgefunden. Im 
Geltungsbereich der Bebauungspläne "Birken- und Hochstraße" (genehmigt 1963, WA) sowie „Bucher und 
Weiderbühne" (Schöne Aussicht) (genehmigt 1969, einschl. Änderungen 1973 und 2001, MI) entstand in 
den Sechzigerjahren das sogenannte Oberdorf. Das nördlich vom historischen Ortskern gelegene Areal 
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wird im Westen vom Diezer Weg und im Osten von der Kreisstraße K 501 mit Anbindung an die Bundes-
straße 417 gefasst.  
Die Erweiterung des Siedlungsbereiches gen Westen erfolgte in Mensfelden in den Jahren 1981, 1989 und 
1999. In einer Entwicklung von Süd nach Nord entstanden die Bebauungspläne „Schlimmstraße" (geneh-
migt 1981, WA), „Krautgärten" (genehmigt 1989, WA) und „In den Hühnergärten", (genehmigt 1999, ein-
schl. Änderung v. 2005, WA). Im Zuge der Wohngebietsausweisungen im Westen wurde im Jahr 1993 
auch der B-Plan „Saure Wiesen" als Kindergartenfläche genehmigt. Die jüngste Schaffung von Baurecht 
in Mensfelden stellt die Aufstellung des Bebauungsplanes „Südlich Schlimmstraße“ im Jahr 2012 (WA) dar. 
Die in diesem Geltungsbereich entstandene Wohnbebauung schließt im Westen nahtlos an die bestehende 
Gebäudestruktur südlich der Schlimmstraße an.  
Während die Grundstücke im Bereich des Bebauungsplanes Birken- und Hochstraße aus dem Jahr 1963 
im Schnitt noch großzügige 800 m² haben, sind die Grundstückszuschnitte im B-Plan „Krautgärten“ aus 
dem Jahr 1989 bereits kleiner (500 m²) bemessen.  
Auch im Süden sind im Laufe der Jahre drei Bebauungspläne ausgewiesen worden: Die Erich-Valeske-
Halle, welche auch als Dorfgemeinschaftshaus dient und im B-Plan „Im Weiberg“ (genehmigt 1983 mit 1. 
Änderung, genehmigt 2008) festgehalten ist sowie „Im Weiberg – Tennisplätze“ (genehmigt 1993) und „Im 
Weiberg – Grillplatz“ (genehmigt 1994), die allerdings keine Wohnbauflächen umfassen. Der B-Plan „Fried-
hof Mensfelden", (genehmigt 2005) sieht in seinem Geltungsbereich westlich des Friedhofes eine öffentli-
che Grünfläche vor.  
Um den Lückenschluss zwischen Oberdorf und dem westlichen Siedlungsbereich Mensfeldens zu gene-
rieren, wird im Bereich des „Diezer Weg“ gerade Baurecht geschaffen. Es werden ca. 11 Baugrundstücke 
an dieser Stelle entstehen. Haupterschließungsfunktion für diese Siedlungserweiterung übernehmen die 
Straßen Im Dorf und den Diezer Weg sowie die Straße“ In den Hühnergärten“. Auch im Bereich „Lange 
Gärten“ an der südwestlichen Ecke des Bereiches vor 1950 läuft momentan der Bauleitplanungsprozess 
für ca. 5 Baugrundstücke, welche sich allerdings in Privatbesitz befinden. Eine weitere Siedlungserweite-
rung wäre außerdem westlich des Bebauungsplangebietes „Friedhof Mensfelden“ auf rd. 0,37 ha möglich 
und angrenzend an die südöstlichen Ecke des historischen Ortskerns im Endbereich der Schwerzstraße 
auf einer Fläche von rd. 0,3 ha möglich.  
Vor dem Hintergrund der sehr hohen Nachfrage nach Wohnraum innerhalb und außerhalb Mensfeldens 
sowie der beinahe ausgeschöpften Innenentwicklungspotenziale, steht die Entwicklung der beschriebenen 
Siedlungsbereiche nicht in Konkurrenz zu den Zielen der Innenentwicklung und des IKEKs sondern unter-
stützt diese durch eine entlastende Wirkung auf den angespannten Wohnungsmarkt.  
 
Das Ziel der Planung ist es, die städtebaulichen bzw. baurechtlichen Voraussetzungen für eine 
Umwidmung einer bereits (verkehrlich) erschlossenen Fläche zu Baufläche zu schaffen.  
 
Ziel der Festsetzungen ist es, die Gegebenheiten der bestehenden Umgebungsbebauung und 
-nutzung zu berücksichtigen und die zulässigen Gebäude unter Berücksichtigung einer sinnvol-
len Bebaubarkeit der Fläche harmonisch in die Umgebungsbebauung einzufügen. Dabei sind 
die städtebaulichen Vorgaben der Umgebungsbebauung berücksichtigt.  
Visuell passt sich die Planung daher nach Zielverwirklichung in die örtlichen Gegebenheiten ein.  
 
Gemäß der Bestandsaufnahme am 15.06.2021, Begehung ca. 45 Minuten und 24.09.2021 ca. 
90 Minuten werden ökologisch unterschiedliche Flächen in Anspruch genommen. Der Bereich 
ist teilweise als Freizeitgarten mit Obstbaumbestand anzusprechen aber auch bereits bebaut 
bzw. als Freizeitgarten genutzt mit teilweise lediglich Intensivrasen als Nutzung.  
Aus diesem Grund wird eine Eingriffs-/Ausgleichsbetrachtung dem Verfahren nach § 13 b bei-
gefügt. 
Die verschiedenen Schutzgüter werden unter Lit II Umweltbetrachtung betrachtet. 
 
Die verkehrliche Erschließung ist bereits durch die Verkehrswegeparzelle 140/4 vorhanden, die 
an das vorhandene örtliche Straßennetz und darüber an die regionalen Straßen anbindet.  
Eine Erreichbarkeit und genügend Radius/Stellfläche für Müllfahrzeuge oder Rettungsfahr-
zeuge ist gewährleistet.  
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Die Erreichbarkeit landwirtschaftlich genutzter Flächen für den landwirtschaftlichen Verkehr 
bleibt erhalten.  
 
Immissionsschutzrechtliche Konflikte sind aus der vorliegenden Planung nicht abzuleiten. Die 
vorbereitete Nutzung und Bebauung entsprechen der bisherigen genehmigten Nutzung und 
Bebauung der direkten Umgebung. Die avisierte Wohnnutzung generiert nach derzeitigem 
Kenntnisstand keine Schwierigkeiten. 
 
Die Entwässerung und die Trinkwasserversorgung können sichergestellt werden.  
Der Planbereich befindet sich außerhalb ausgewiesener Heilquellenschutzgebiete und außer-
halb von festgesetzten Wasserschutzzonen oder Oberflächengewässern. 
Die Ortslage Mensfelden weist keine Trinkwasserschutzgebiete auf, die beiden ehemaligen 
Brunnen, welche sich am südlichen Ortsrand von Mensfelden befunden hatten, wurden schon 
vor vielen Jahren mangels Ergiebigkeit aufgegeben. 
Aufgrund der Topografie und des sehr kleinen oberirdischen Einzugsgebietes weist die Gemar-
kung Mensfelden keinen leistungsfähigen Vorfluter auf. Es existieren eine Reihe von Gräben, 
welche tageweise wasserführend sein können und letztlich zum Tiefpunkt am ‚Roten Meer‘ ent-
wässern. 
Der anstehende Boden ist bindiger Natur und weist hohe Lehm- und Ton-Gehalte auf, eine leis-
tungsfähige Versickerung von Oberflächenwasser scheidet deshalb ebenfalls aus. 
Die Umsetzung eines Trennsystems hätte zur Folge, dass man 2 Kanalsysteme herstellt, diese 
aber letztlich beide wieder an einen vorh. Mischwasserkanal anschließen müsste, da kein Ge-
wässer und auch kein Regenwasserkanal mit Anschluss an einen leistungsfähigen Vorfluter 
existiert.  
Bei den Planungen wurde bereits damals das Mischwassernetz der Ortslage Mensfelden für die 
hydraulische Mehrbelastung, welches durch die Erschließung der Gesamtfläche für das Orts-
netz entsteht, berücksichtigt. Die betroffenen Kanalstrecken sind entsprechend groß dimensio-
niert worden. Um jetzt im Nachhinein doch ein Trennsystem zu realisieren, müsste ein neuer 
Regenwasserkanal durch die gesamte Ortslage Mensfelden verlegt werden, die Kosten für die-
sen ca. 1.300 m langen RW-Kanal und zusätzlich auch der Bau einer Regenwasserrückhaltung 
müssten auf die Erschließungsbeiträge umgelegt werden. Es kommt hinzu, dass dann die er-
neuerten MW-Kanäle im Ortsnetz deutlich überdimensioniert wären.  
 
Fazit: Die Realisierung eines Trennsystems für die Erschließung der geplanten sehr moderaten 
Wohnbaugebietserweiterung „Lange Gärten“ ist auf Grund mangelnder Vorflutgegebenheiten 
und der gewachsenen Kanalnetzstruktur der Ortskanalisation Mensfelden unwirtschaftlich, der 
Aufwand steht nicht im Verhältnis zum Nutzen. 
 
Im Rahmen der bisherigen Planungen auch der Schmutzfrachtberechnung wurde das über-
plante Gebiet bereits im Mischsystem in Ansatz gebracht, Kanalnetz und ortsabschließende 
Mischwasserentlastung des AV ‚Goldener Grund‘ sind für diese hydraulische sowie stoffliche 
Mehrbelastung ausgelegt worden. 
Der im Bereich dargestellte Regenwasserkanal wurde explizit zur Ableitung von Oberflächen-
wasser aus den Außengebieten (landwirtschaftliche Fläche gebaut und mündet in einen offenen 
Entwässerungsgraben, der nicht ständig wasserführend ist.  
 
Die Versorgungs-Trassen von vorhandenen Einrichtungen wie Telekom, Strom, Gas etc. wur-
den im Vorfeld der Planung bei den jeweiligen Versorgungsträgern angefordert und sind nach-
richtlich in der Planzeichnung dargestellt. 
Alle vorhandenen und geplanten Ent- und Versorgungseinrichtungen werden bei der weiteren 
Planung beachtet. Sollte eine Umlegung, Sicherung oder Versetzung der entsprechenden Ein-
richtungen erforderlich werden, haben sich die Baufirmen kurzfristig mit dem jeweiligen Träger 
in Verbindung zu setzen. 
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Die durch den Geltungsbereich des Bebauungsplanes verlaufenden Versorgungstrassen blei-
ben nach derzeitigem Kenntnisstand in ihrem Bestand erhalten. 
 
Im Bereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus der Planzeichnung er-
sichtlich sind.  
Es kann sich dabei möglicherweise teilweise um mehrzügige Kabelformstein-, Schutzrohr- bzw. 
Erdkabelanlagen handeln. Die unterirdischen Kabelanlagen werden nach Aussage des Versor-
gungsträgers i.d.R. im Ortsbereich in einer Regeltiefe von 0,6 m und außerhalb des Ortsberei-
ches in einer Regeltiefe von 0,8 m verlegt. In Teilbereichen des Geltungsbereiches können sich 
möglicherweise Bleimantelkabel befinden. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Telekomkabel frei-
gelegt werden, so ist die Telekom sofort zu verständigen damit die erforderlichen Prüf- und ggf. 
notwendigen Austauschmaßnahmen umgehend ergriffen werden können. 
In diesem Zusammenhang wird auf die Kabelschutzanweisung der Telekom verwiesen, die der 
Gemeinde vorliegt. 
 
Die Abfallentsorgung kann ebenfalls auf öffentlichen Verkehrsflächen sichergestellt werden.  
 
Zuständige Wasserbehörden sind die Untere Wasserbehörde und das Regierungspräsidium als 
Obere Wasserbehörde. 
 
Es handelt sich um eine sehr moderate Nachverdichtung im Anschluss an den Innenbereich. 
Die Löschwasserversorgung ist daher ebenfalls bereits sichergestellt. 
 
Bei der Planung der Verkehrsfläche - auch in ggf. verkehrsberuhigten Bereichen und Anlieger-
wegen - sind ausreichend bemessene Bewegungs- und Aufstellflächen für Feuerwehr- und Ret-
tungsfahrzeuge vorzusehen. 
Als Planungsgrundlage ist die DIN 14 090 „Feuerwehrzufahrten und Aufstellflächen" heranzu-
ziehen. 
 
Die Löschwasserversorgung für Bebauungen ist gemäß dem § 14 Abs. 1 Hessische Bauord-
nung – 2018 und gemäß den Mindestanforderungen nach dem Arbeitsblatt W 405 DVGW Abs. 
4 und 5 zu planen, wobei als Grundsatz folgende Mindestwassermengen zur Verfügung stehen 
müssen: 
 

Tabelle 1 — Richtwerte für den Löschwasserbedarf (m 3/h) unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung un d der 
Gefahr der Brandausbreitung 

 

 

Klein : Bei überwiegender Bauart mit feuerbeständi-
gen (F90 /DIN 4102), hochfeuerhemmend (F 60) oder 
feuerhemmenden (F30 /DIN 4102) Umfassungen und 
einer harten Bedachung 
mittel:  Bei überwiegender Bauart mit nicht feuerbe-
ständigen (F90 /DIN 4102) oder nicht feuerhemmen-
den (F30 /DIN 4102) und einer harten Umfassungen 
oder feuerbeständigen (F90 /DIN 4102) oder feuer-
hemmenden (F30 /DIN 4102) Umfassungen und ei-
ner weichen Bedachung 
groß:  Bei überwiegender Bauart mit nicht feuerbe-
ständigen (F90 /DIN 4102) oder nicht feuerhemmen-
den (F30 /DIN 4102) Umfassungen; weichen Beda-
chungen; Umfassungen aus Holzfachwerk (ausge-
mauert), stark behindertet Zugänglichkeit; Häufung 
von Feuerbrücken, usw. 

 
 
Die Löschwassermenge ist über einen Zeitraum von 2 Stunden vorzuhalten. 
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Die Löschwasserentnahmestellen (Hydranten) dürfen nicht mehr als 120 m vom Gebäude ent-
fernt sein. Der Fließdruck der Hydranten muss mind. 1,5 bar betragen. Es ist der Einbau von 
Unter- und Überflurhydranten erforderlich. 
 
Ein Bodenordnungsverfahren wird nicht erforderlich. Die Grundstücke befinden sich in Privatei-
gentum. Erwerbsabsichten seitens der Gemeinde bestehen nicht.  
 
Bergbau: bisher nicht bekannt. 
 
Es liegen der Gemeinde keine Verdachtsmomente auf das Vorkommen von Kampfmitteln vor. 
Sollte sich bei Bautätigkeiten ein Verdacht auf ein entsprechendes Vorkommen ergeben, so ist 
der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen.  
 
Im Rahmen der Baumaßnahmen ist das Merkblatt "Entsorgung von Bauabfällen" für die ord-
nungsgemäße Abfalleinstufung und Entsorgung von Erdaushub u.a. anfallenden Abfällen zu be-
achten.  
 
Es wird eine „Wohnbaufläche“ ausgewiesen, die allen Menschen der Bevölkerung gleicherma-
ßen dienen kann. Es sind keine Festsetzungen enthalten, die verschiedene Bevölkerungsgrup-
pen bevorteilen oder benachteiligen. 
 
 
6.2  Begründung der Festsetzungen 
 
Die städtebaulichen Vorgaben der Umgebungsbebauung des Plangebietes sind berücksichtigt.  
 
6.2.1  Art und Maß der baulichen Nutzung 
Die Festsetzung hinsichtlich der Art der zulässigen Nutzung wurde gewählt, da der nach § 34 
BauGB zu beurteilende Umgebungsbereich vorwiegend dem Wohnen dient. 
 
Durch diese Festsetzung (WA gem. § 4 Abs. 2 BauNVO) soll ein Bereich entwickelt werden, der 
tatsächlich vornehmlich dem Wohnen dienen soll. Entsprechend der Intention und Vorgabe der 
Bestimmungen des § 13 b BauGB ist nur Wohnnutzung zulässig.  
Die laut Festsetzungen ausgeschlossenen Nutzungen sind im Zusammenhang mit der Auswei-
sung des allgemeinen Wohngebietes weder erforderlich noch entsprechen sie der vorgesehe-
nen Siedlungsstruktur. 
Real soll hier Wohnbebauung verwirklicht werden, die Im Rahmen der Festsetzung auch Raum 
für eine mäßig verdichtete Bebauung schafft. Daher sollen auch Doppelhäuser (einseitige 
Grenzbebauung) und Reihenhäuser zugelassen werden. Dabei ist für eine Reihenhausbebau-
ung ab 3 Baugrundstücke zu berücksichtigen, dass die jeweiligen Reihenendhäuser eine nur 
1- seitige Grenzbebauung aufweisen, das Mittelhaus/die Mittelhäuser jedoch mit beidseitiger 
Grenzbebauung (ohne seitlichen Grenzabstand) errichtet werden müssen.  
 
Die Bauweise wird entsprechend der beschriebenen Planintention und vorhandenen Gegeben-
heiten nach § 22 Absatz 4 BauNVO als abweichende offene Bauweise (ao) festgesetzt. Gebäu-
delängen sind hier auf eine maximale Länge begrenzt, um einer zu massiven Bebauung am 
Standort vorzubeugen, wobei der seitliche Grenzabstand durch die HBO in der jeweils gültigen 
Fassung geregelt wird. 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenzen eingegrenzt. 
 
Die Ausnutzbarkeit des Grundstückes wird per Gesetzesvorgabe in erster Linie durch die 
Grundflächenzahl (GRZ) definiert. Aber auch durch die höchst zulässige Zahl der Vollgeschosse 
sowie über die maximal zulässigen Gebäudehöhen. Die GRZ darf für Nebenanlagen, Stellplätze 
und ihre Zufahrten gem. § 19 BauNVO um 50 %, jedoch max. bis 0,8 überschritten werden. 
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Der nach der Baunutzungsverordnung formulierte Orientierungswert für die Grundflächenzahl 
für Wohnbebauung liegt bei (GRZ) = 0,4.  
Bei der Festsetzung einer einheitlichen GRZ zeigt die Erfahrung, dass dieser Wert, wenn er für 
die Reihenendhäuser angemessenen Raum einräumt, für die Mittelhäuser regelmäßig zu eng 
ist, da die Grundstücke hier deutlich kleiner sind.  
Aus diesem Grund greift die Planung auf die Festsetzung von 2 Maßfaktoren zurück, um für die 
späteren ggf. angedachten Mittelhäuser ausreichend Raum zu einer sinnvollen Bebauung zu 
schaffen.  
 
Die Geschoßflächenzahl mit GFZ = 0,8 bleibt, folgend der Planungsabsicht einer offenen länd-
lichen und nur mittel verdichteten Bebauung, unter den Möglichkeiten der BauNVO. 
 
Die Festsetzung der max. Firsthöhe nimmt regulierend auf die Kubatur des Gebäudes Einfluss 
und entspricht den Gegebenheiten der Umgebungsbebauung sowie der Ortsrandlage. 
Aufgrund des relativ stark bewegten natürlichen Reliefs des Plangebiets (Süd-Ost Exposition) 
wird eine Höhenfestsetzung formuliert, die auch bei nicht parallel zu den Höhenlinien gestellten 
Gebäuderiegeln reguliert und eine, bei z.B. Reihenhausbebauung, gestaffelte Höhenentwick-
lung zur Folge hat. 
 
Im Sinne einer gebotenen planerischen Zurückhaltung zum Erhalt einer planimmanenten Flexi-
bilität wird auf eine Festsetzung der Geschossigkeit verzichtet. Die Höhenentwicklung und Ku-
batur der zulässigen Gebäude sind eindeutig bereits durch die getroffenen Festsetzungen zur 
zulässigen Firsthöhe i.V. mit der zulässigen Geschoßflächenzahl geregelt.  
 
Die getroffenen Festsetzungen zu Stellplätzen, Zufahrten und Garagen sollen zum einen sicher-
stellen, dass öffentlicher Straßenraum nicht zu Parkzwecken in Anspruch genommen wird und 
dass erforderliche Sichtweiten gewährleistet sind. Darüber hinaus wirken sich diese Festsetzun-
gen begünstigend auf den zulässigen Versiegelungsgrad aus, indem ein Mindest-Abflussbei-
wert zu berücksichtigen ist (vgl. Anhang III). 
 
6.2.2  Grünordnung  
Auf die Festsetzung einer Ortsrandeingrünung wird unter dem Aspekt einer sinnvollen Bebau-
ung, hier mit Erschließung von Süden, also der Dorf abgewandten Seite, her verzichtet. Diese 
Abwägungsentscheidung begründet sich weiterhin daraus, dass das neue Baugebiet nicht ex-
poniert liegt und die Gewässerbegrünung südlich und unweit des Baugebietes eine gute 
Grünzäsur abbildet.  
Vielmehr wird versucht, durch die hier formulierte Anpflanzungsfestsetzung zur Freiflächenge-
staltung eine effektive Flächenausnutzung in Verbindung mit guter Eingrünung zu erreichen. 
Die grünordnerischen Festsetzungen gewährleisten, dass entsprechend der zulässigen Nut-
zung ein angemessener Anteil der Grundstücksfreiflächen entsprechend gärtnerisch oder na-
turnah (ohne gärtnerische Nutzung oder Pflege) standortgerecht begrünt wird.  
 
Es wird eine Artenverwendungsliste für Gehölze verbindlich im Bebauungsplan festgesetzt. 
Diese setzt sich aus Arten zusammen, die einerseits geeignet sind, die Kleinklimatische Situa-
tion „urbanes Umfeld, Straßenräume“ [Quelle: Martin Ehlers, 1989, Baum und Strauch in der 
Gestaltung und Pflege der Landschaft) und andererseits die allgemeine Situation Klimawandel 
zu bewältigen. 
Quelle: Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg (FVA) 2017 Alterna-
tive Baumarten im Klimawandel: Artensteckbriefe – eine Stoffsammlung. Nachfolgend daraus 
ein Auszug: 
„Da verschiedene Szenario Berechnungen belegen, dass die heutigen Hauptbaumarten mög-
licherweise stark unter dem Klimawandel leiden könnten, müssen besser an zukünftige 
Klimabedingungen angepasste Baumarten und Provenienzen identifiziert werden. Dabei kom-
men vornehmlich solche Arten und Provenienzen in Betracht, die heute in Regionen mit klima-
tischen Bedingungen gut wachsen, wie wir sie für das zukünftige Baden-Württemberg erwarten.“ 
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Bei der letztendlichen Artenauswahl wurden dann die standörtlichen Gegebenheiten in Hessen 
mit einbezogen und berücksichtigt. 
 
Die Gemeinde Hünfelden hat einen grundsätzlichen Beschluss gefasst, Gartengestaltungsfor-
men wie Schotter und Kiesflächen sowie weitere, die weitgehend ohne Vegetation einhergehen 
per Festsetzung in Bebauungsplänen auszuschließen (vgl. Festsetzung Lit A Ziff. 6.1). 
 
6.2.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
Gemäß § 91 HBO können die Gemeinden zur Durchführung baugestalterischer Absichten durch 
Satzung besondere Vorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie über die 
gärtnerische Gestaltung der Grundstücksfreiflächen erlassen. 
 
Hier wird durch die Festsetzungen für einen geregelten Dachaufbau und für die Fassaden ein 
Gesamtbild erzeugt und versucht, dem Charakter des umgebenden Baugebietes gerecht zu 
werden. Die Festsetzungen orientieren sich daher am Bild, das sich in der bereits bebauten 
Umgebung darstellt. 
 
6.2.4 Artenschutz 
Zur Berücksichtigung des Artenschutzes, vor allem zum Schutz von Arten vor negativen Aus-
wirkungen von Glas und Licht sind umfangreiche Festsetzungen getroffen.  
Die Festsetzungen hinsichtlich zu verwendender Leuchtmittel, zum allgemeinen Artenschutz, 
zur Nutzung von Solarenergieanlagen und Luftwärmepumpen stehen für die Gewährleistung 
klimarelevante Themen positiv und nachhaltig berücksichtigt zu wissen und tragen der Orts-
randlage Rechnung, indem die Wanderbewegung von Kleintieren weiterhin ermöglicht werden 
sollen.  
Nach Frenz, Kotulla und Schuhmacher „Schriftenreihe Natur und Recht, Bd. 18“ Herausgeber, 
Autoren: Huggins und Schlacke, 2018, werden nach heutigem Forschungsstand jährlich zwi-
schen 5% und 10% der gesamten Vogelpopulation durch Kollision mit Glasscheiben getötet. 
Nach Aussage der o. zitierten Autoren gilt ähnliches für die Auswirkungen von künstlichem Licht, 
das derzeit zwar noch nicht direkt im Fokus hinsichtlich Insektensterben steht (vielmehr werden 
hier eher Intensivierung der Landwirtschaft und Insektizide genannt), doch lässt die Tatsache, 
dass Insekten von künstlichem Licht angelockt werden und an der Lichtquelle oftmals verenden, 
verbunden mit der Anzahl künstlicher Lichtquellen in Deutschland (derzeit ca. 9 Millionen Stra-
ßenleuchten) anderes vermuten. 
Nisthilfen und die Festsetzung zum Flurabstand von Einzäunungen dienen dem direkten Arten-
schutz in Form von Habitat Angeboten und der Sicherung von Wanderwegen. 
 
 
 
�  
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7.0 Textliche Festsetzungen 
 
A Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Absa tz 1 BauGB i. V. m. BauNVO 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung [§ 9 Absatz 1,  Nr. 1 und 2 BauGB i.V.m. § 16 

BauNVO] 
 
 Nutzungsschablone  

Art der baulichen 
Nutzung  

Maß der baulichen Nutzung  Zulässige Nutzung und Nu t-
zungseinschränkungen  

 § 16 BauNVO   
 § 19 § 20 § 20   
Zulässige Nutzungen 
gemäß BauNVO  

Grundflächenzahl 
 
 
GRZ 

Geschoss-
flächenzahl 
 
 
GFZ 

Zahl der 
Vollge-
schosse 
 
Z 

Bauweise § 9 
Abs. 1 Nr. 2 
BauGB 
i.V.m. § 22 
BauNVO 
 
 

 
 

 
WA 

 
Allgemeines 
Wohngebiet 
§ 4 BauNVO 

 
0,4 

 
Für Grundstücke 

mit:   
- Gebäuden mit 

beidseitigem 
Grenzabstand, 
- Gebäuden mit 

einseitigem 
Grenzabstand  

 
 
 

0,5 
 

Für Grundstücke 
mit Gebäuden mit 

beidseitiger 
Grenzbebauung 

(Reihenmittelhäu-
ser)  

 
0,8 

 

 
- 
 

 
ao 
 

(abweichend- 
offene  
Bauweise, es 
ist der gesetz-
liche Grenz-
abstand ein-
zuhalten, die 
zulässige Ge-
bäudelänge 
ist reglemen-
tiert): 
 
Zulässig 
Doppelhäu-
ser / Reihen-
häuser bis 
insgesamt 
max. 40 m 
Länge  
 
Einzelhäuser 
bis max. 20 m 
Länge  

 
Zulässig  gem. § 4 Abs. 2 
BauNVO sind Wohngebäude.  
 
Ausgeschlossen  
i.V. mit § 13 b BauGB sind: 
- die der Versorgung des Ge-

bietes dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht stö-
rende Handwerksbetriebe 
gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO sowie Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportli-
che Zwecke gem. § 4 Abs. 2 
Nr. 3 BauNVO. 

- die gemäß § 4 Abs. 3 
BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen.  

- Ebenfalls ausgeschlossen 
sind nach § 1 Abs. 9 i.V.m. 
Abs. 5 BauNVO Bauschlos-
sereien, Maschinenbauwerk-
stätten, Schreinereien, Zim-
mereien, KFZ-
Reparaturwerkstätten, La-
ckierereien und Stanzereien. 

 

 
Für die planungsrechtlich zulässige Grenzbebauung im Falle einer Doppel- oder Reihen-
hausbebauung ist zu Lasten des Nachbargrundstückes eine entsprechende Baulast nach 
HBO einzutragen. 

 
2. Höhenlage der baulichen Anlagen [§ 9 Abs 1 Nr. 1  BauGB i.V.m.  

§ 16 Abs. 2 BauNVO sowie § 18 Abs.1 BauNVO]  
 
Es gelten die nachfolgenden Höhenbeschränkungen: 
 
Maximal zulässige Firsthöhe  FH max. = 10,5 m 
 
Als maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen gilt das Maß vom unteren Höhenbezugs-
punkt bis zum höchsten Punkt der Firstlinie. 
Unterer Höhenbezugspunkt für die Bemaßung der Höhe baulicher Anlagen ist der, über 
dem jeweils rechtwinklig zur Gebäudeachse ermittelte, talseitige, mittige Schnittpunkt 
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des Baukörpers (Einzelhaus, Doppelhaushälfte oder Reihenhaus) mit der gewachsenen 
Geländeoberfläche. 
 
Die Höhenfestsetzung nimmt Bezug auf die oberste substanzielle Kante einer baulichen 
Anlage, nicht jedoch auf darüber hinausragende technische Zubehöranlagen unterge-
ordneter Dimension. 

 
3. Überbaubare Grundstücksfläche [§ 23 BauNVO] 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. 
 
4. Zulässigkeit von baulichen Anlagen [§ 9 Absatz 1  Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO] 

 
Ein Einzelhaus (E) i.S. der Festsetzung ist ein funktional selbstständiges, mit dem erfor-
derlichen Grenzabstand auf einem ungeteilten Grundstück, frei stehendes Gebäude von 
nicht mehr als 20 m Länge.  
 
Unter Doppelhäusern (D) werden i. S. der Festsetzung zwei über einer Grenze aneinan-
der gebaute Häuser verstanden, deren 2 Hälften funktional selbstständig sind und die 
an der, der gemeinsamen Grenze gegenüberliegenden Grundstücksgrenze den seitli-
chen Grenzabstand einhalten. Beide Hälften dürfen in der Summe nicht länger als 40 m 
sein.  
 
Bei Reihenhäusern (R) handelt es sich um eine Hausgruppe i.S.v. § 22 Abs. 2 BauNVO. 
Es handelt sich planungsrechtlich um ein Gebäude bei dem mind. 3 Teilgebäude (oder 
mehr) an den jeweils gemeinsamen Grundstücksgrenzen zusammengebaut sind.  
Die Teilgebäude sind auf mind. 3 selbstständigen Grundstücken (oder mehr) errichtet 
und die Teilgebäude sind funktional selbstständig. Die Gesamtlänge im Sinne der hier 
vorliegenden Festsetzung darf 40 m nicht übersteigen. Insgesamt ist zu den seitlichen 
Grundstücksgrenzen der gesetzliche Grenzabstand einzuhalten. 

 
5. Stellplätze und Garagen [§ 12 BauNVO], Nebenanla gen [§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. 

m. §§ 14 und 23 BauNVO] 
 

Nicht überbaubare Flächen: 
Zufahrten, Einfriedungen, Stützmauern, Stellplätze, Garagen und Carports sowie Gar-
tenterrassen und sonstige Garteneinrichtungen wie Gartenhütten, Trockenmauern etc. 
sind auch in den nicht überbaubaren Flächen zulässig. 
 
Überbaubare Flächen: 
Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind innerhalb der überbaubaren Fläche insgesamt 
zulässig.  
 
Sonstiges: 
Aus Gründen der bautechnischen Realisierbarkeit und Instandhaltung der Straßenkör-
per haben private Stellplätze einen seitlichen Grenzabstand von mindestens 0,5 m zur 
Straßenbegrenzungslinie von öffentlichen Straßen (Gehwegen) einzuhalten. 
Die Herstellung von Rückenstützen von Tiefborden zur verkehrstechnischen öffentlichen 
Erschließung ist auf den privaten Flächen zu dulden. 
Grundstückszufahrten und -zuwege sowie Stellplätze sind im Sinne der Eingriffsminimie-
rung durch versickerungsfähige Materialien zu befestigen (Schotterrasen, Rasengitter, 
Pflaster mit hohem Fugenanteil, Abflussbeiwert größer 0,5). Ausnahmsweise kann da-
von abgewichen werden, wenn betriebliche Abläufe oder die Grundwassersicherung 
dies erfordern. 
Für die befestigten Teile der Grundstücksfreiflächen ist das anfallende Niederschlags-
wasser breitflächig randlich der belebten Bodenzone zuzuführen, wenn wasserrechtliche 
Belange dem nicht entgegenstehen.  
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Die der Ver- und Entsorgung des Baugebietes dienenden Nebenanlagen (hierzu zählen 
u.a. auch Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, Anlagen mit Kraft-Wärme-
Kopplung, Trafostationen, Verteilerschränke und Wertstoffsammelstellen) sind gemäß 
§ 14 Abs. 2 BauNVO als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 BauGB innerhalb und außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, auch wenn für sie keine besonderen 
Flächen im Bebauungsplan festgesetzt sind. 
 
Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Hünfelden in der jeweils gültigen Fassung ist anzu-
halten. Eine monetäre Ablösung von erforderlichen Stellplätzen ist unzulässig. 
 

6. Festsetzungen für den Geltungsbereich [§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 a. und b. 
BauGB] 

 
6.1 Grundstücksfreiflächen 

Die nicht befestigten oder überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch oder natur-
nah (begrünt, ohne gärtnerische Nutzung oder Pflege) anzulegen. Schotter- und Kies-
flächen, sowie weitere Gartengestaltungsformen, die weitgehend ohne Vegetation aus-
kommen sind unzulässig.  

 
6.2 Pflanzgebote mit Pflanzbindungen und Pflanzerhaltung einschließlich Maßnahmen zur 

Entwicklung und Erhaltung. 
 
6.2.2 Auf mindestens 20 % der gesamten Grundstücksfreifläche sind standorttypische Ge-

hölze anzupflanzen. Hierbei ist je angefangener 200 m² Grundstücksfläche ein standort-
heimischer Laubbaum 2. oder 3. Ordnung oder hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen.  

 

6.2.3 Zum Erhalt der Vitalität von Gehölzen sind Pflege- oder Rückschnittmaßnahmen in den 
Sommermonaten (Mai bis September) unter Beachtung des § 39 BNatSchG und § 44 
BNatSchG durchzuführen. 
Erforderlich werdende Rodungen sind unter Beachtung des § 39 BNatSchG und § 44 
BNatSchG in den Wintermonaten durchzuführen. Die zu rodenden Obstgehölze sind zu-
vor durch einen Fachgutachter auf Höhlen etc. zu prüfen.  

 
6.3 Artenschutz 

Grundstückseinfriedungen müssen für Kleintiere passierbar bleiben. Durchgehende Be-
ton- und Mauersockel sind daher auszuschließen. Stützmauern bleiben hiervon unbe-
rührt. Vorzugsweise sollen transparente Einzäunungen oder Lebendeinfriedungen mit 
Flurabstand von mind. 15 cm hergestellt werden. 
Je entstehendem neuen Gebäude sind mind. je 2 Quartiermöglichkeiten in Form von 
Kästen oder schon vorgefertigten Spalten für Fledermäuse und Avifauna am Gebäude 
oder in der Freifläche anzubringen. 
Für alle Glasflächen, auch Fensterverglasung sind entspiegelte Gläser mit einem Au-
ßenreflexionsgrad von max. 10 Prozent einzusetzen. 

6.5 Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft 
Der Bodenaushub ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben in getrennten Mieten zu 
lagern und zu schützen (vgl. Lit D Nr. 4). Im Baufeld nicht mehr benötigter Mutterboden 
ist bei Eignung zur Bodenverbesserung im Bereich anderer geeigneter Ackerflächen 
wieder aufzubringen. Die Maßnahme hat in Abstimmung mit dem zuständigen Amt für 
Landwirtschaft zu erfolgen. Ein Baustelleneinrichtungsplan unter Berücksichtigung bo-
denschützender Komponenten ist vorzusehen. 
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6.6 Artenverwendungsliste 
Es ist standortgerechtes Pflanzmaterial zu verwenden. Für den Kreis Limburg-Weilburg 
sind die Vorkommensgebiete (VkG) von Gehölzen und Herkunftsregionen von Saaten 
wie folgt zu unterscheiden: 
 
Gehölze  Saatgut  
Zone 4 (VkG 4) Herkunftsregion 7 

 
Vorgesehene Arten zur Baumpflanzung; Qualität 2xv, 150 cm: 
Edelkastanie   Castanea sativa 
Elsbeere     Sorbus torminalis 
Feldahorn    Acer campestre 
Gewöhnliche Mehlbeere  Sorbus aria 
Hainbuche   Carpinus betulus 
Kornelkirsche   Cornus mas 
Kugel-Kirsche   Prunus fruticosus 
Rote Heckenkirsche   Lonicera xylosteum  
Sandbirke    Betula pendula Roth 
Speierling    Sorbus domestica 
Stieleiche    Quercus robur 
Traubeneiche    Quercus petraea 
Vogel-Kirsche   Prunus avium 
Obstbäume, hochstämmig 

 
Vorgesehene Arten zur Heckenpflanzung; Qualität 1xv bis 100 cm: 
Besen-Ginster   Cytisus scoparius   
Eingriffliger Weißdorn  Crataegus monogyna 
Gemeiner Schneeball  Viburnum opulus  
Hainbuche   Carpinus betulus 
Hasel    Corylus avellana 
Liguster     Ligustrum vulgare  
Pfaffenhütchen   Euonymus europaea  
Schwarzer Holunder   Sambucus nigra  
Trauben-Holunder   Sambucus racemosa  
Wolliger Schneeball   Viburnum lantana  
Zweigriffliger Weißdorn  Crataegus laevigata 
 
 

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltei nwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 

7.1 Für die funktionale Außenbeleuchtung sind ausschließlich Leuchtmittel nach neuestem 
Standard (z. B. LED-Technik) mit einer Farbtemperatur von 3.000 Kelvin (warmweiße 
Lichtfarbe) bis maximal 4.000 Kelvin unter Verwendung vollständig gekapselter Leuch-
ten-Gehäuse, die kein Licht vertikal oder horizontal emittieren, zulässig. Hohe Blauan-
teile im Lichtspektrum sind unzulässig.  

 
7.2 Es sollen nur Luftwärmepumpen mit einem maximalen Schalleistungspegel von 50 dB(A) 

Verwendung finden. 
 

7.3 Solarenergieanlagen 
Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen 
der neu zu errichtenden Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zu mindestens 50 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der ein-
fallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche). Eine Verwen-
dung von Solarwärmekollektoren darf die Mindestbelegung von 50 % durch Photovolta-
ikmodule nicht beeinträchtigen. 
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B Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Absa tz 4 BauGB i. V. m. § 91 HBO  
 
1. Bauform 
1.1 Dächer 
a) Zulässig sind Pult-, Sattel- und Walmdächer (P, S, W), sowie hieraus abgeleitete Dach-

formen. Tonnendächer sind ausdrücklich unzulässig. 
b) Die zulässige Dachneigung beträgt 20 – 45 Grad. 
c) Glänzende und lichtreflektierende Dacheindeckungsmaterialien sind (mit Ausnahme für 

Anlagen zur aktiven oder passiven Nutzung der Sonnenenergie) unzulässig. 
d) Für die Dacheindeckung sind gedeckte Farben zu wählen. Materialien wie Blei oder Kup-

fer sind unzulässig. 
 
1.2 Fassaden 
a) Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus Sichtbeton, Kunststoff, glänzenden/ reflek-

tierenden Materialien und Keramikplatten sowie abgetönte oder verspiegelte Verglasun-
gen. Zur Fassadengestaltung ist auf gedeckte Farben zurückzugreifen. 

b) Anlagen zur aktiven oder passiven Sonnenenergienutzung sind zulässig. 
 
 
C Aufnahme der Inhalte des Hessischen Wassergesetze s (HWG) und des Wasser-

haushaltsgesetzes (WHG) gem. § 37 HWG in Verbindung  mit § 56 WHG und Auf-
nahme der Satzungsregelung als Festsetzung in den B ebauungsplan gem. § 9 Abs. 
4 BauGB 
 
Zur Sicherung des Wasserhaushaltes und einer rationellen Verwendung des Wassers 
und zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Abwasserbehandlungsanlagen und zur 
Verringerung von Überschwemmungsgefahren soll, gem. HWG und § 55 Abs. 2 WHG, 
von Dachflächen abfließendes und sonst auf dem Grundstück anfallendes Nieder-
schlagswasser gesammelt, verwendet oder zur Versickerung gebracht werden, wenn 
wasserwirtschaftliche oder öffentlich-rechtliche Belange nicht entgegenstehen.  

 
Zur Berücksichtigung oben genannter Landesregelung wird die Regenwassernutzung 
wie folgt festgelegt: 
1. Das Baugebiet ist an das vorhandene Mischsystem entsprechend anzuschließen. 
2. Es werden private Regenwasserspeicher verbindlich festgesetzt. Sie sind wasser-

undurchlässig herzustellen. Sie müssen über einen Überlauf an die Kanalisation an-
geschlossen werden. Bei Erd- und Kellerregenwasserspeichern muss der Überlauf 
über der Rückstauebene der öffentlichen Kanalisation liegen.  

3. Eine Verwendung des Zisternenwassers als Brauchwasser ist zulässig und er-
wünscht. Das Fassungsvermögen der Zisternen muss mind. pro 1,0 m2 projizierte 
Dachfläche 30 Liter Rückhaltevolumen haben. Allerdings muss das Fassungsver-
mögen mindestens 3 m³ betragen, muss jedoch 5,0 m3 nicht überschreiten.  

4. Wasser aus Haus- und Grundstücksdrainagen darf nicht in die Schmutzwasserka-
nalisation eingeleitet werden. 

 
 
D Sonstige Vorschriften, Hinweise, Empfehlungen, na chrichtliche Übernahme  

 
1. Denkmalschutz [§ 20 -25 HDSchG] 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, 
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelett-
reste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt 
für Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde zu melden; Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand 
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zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 
Abs. 3 HDSchG). Bei sofortiger Meldung ist in der Regel nicht mit einer Verzögerung 
der Bauarbeiten zurechnen. Die mit den Erdarbeiten beauftragten Firmen sind vom 
Antragsteller entsprechend einzuweisen. 
Der Nachweis hierüber kann jederzeit von der Denkmalschutzbehörde gefordert 
werden. 

 
2. Verlegen von Leitungen 

Bei der Planung und Durchführung von unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitun-
gen sind zu geplanten Baumstandorten die Mindestabstände und Vorschriften ge-
mäß DVGW-Regelwerk zu beachten. 
Bestehende Versorgungsanlagen sind zu berücksichtigen. Bauunternehmer haben 
vor Beginn der Bauarbeiten die Bestandsunterlagen der verschiedenen Versor-
gungsträger einzuholen. Eigenmächtige Veränderungen an deren Anlagen sind un-
zulässig. 
Bei Anpflanzungen im Bereich von Versorgungsleitungen muss der Abstand zwi-
schen Baum und Gasrohr bzw. Kabel mind. 2,50 m betragen. Bei geringeren Ab-
ständen sind zum Schutz von Versorgungsanlagen Wurzelschutzmaßnahmen zu 
treffen, wobei die Unterkante des Wurzelschutzes bis auf die Verlegetiefe der Ver-
sorgungsleitungen reichen muss. Bei dieser Schutzmaßnahme kann der Abstand 
zwischen Schutzrohr und Gasrohr bzw. Kabel auf 0,50 m verringert werden. Dies gilt 
auch für andere, mindestens gleichwertig geeignete Schutzmaßnahmen ("Merkblatt 
über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989). 

 
3. Abfallwirtschaft 

Unbelasteter Bodenaushub ist soweit möglich wieder auf dem Grundstück einzu-
bauen. Bei Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt 
„Entsorgung von Bauabfällen" (Baumerkblatt, Stand: 10.12.2015) der Regierungs-
präsidien in Hessen für die ordnungsgemäße Abfalleinstufung und Entsorgung von 
Erdaushub u.a. anfallenden Abfällen zu beachten. 
Bodenaushub kann unter das Abfallrecht fallen (siehe auch § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG). 
Das Abfallrecht findet keine Anwendung für nicht kontaminiertes Bodenmaterial und 
andere natürlich vorkommende Materialien, wenn diese zeitnah an der Anfallstelle 
für einen Wiedereinbau verwendet werden. In der Regel gilt schon das Nachbar-
grundstück nicht als Anfallstelle. 
Bei einer Lagerung des Erdaushubs kann eine Genehmigung nach Nr. 8.12 bzw. 
Nr. 8.14 der 4. BImSchV erforderlich werden (siehe Kapitel 3.4 des v.g. Merkblattes). 
Die vorherige Zustimmung der Oberen Abfallbehörde zu dem Beprobungsumfang, 
der Einstufung sowie zu den beabsichtigten Entsorgungsmaßnahmen ist einzuho-
len, wenn bisher nicht bekannte Schadstoffe im Bodenaushub erkennbar werden 
sollten. 
 

4. Bodenaushub / Bauarbeiten 
Der anfallende Erdaushub soll nach Möglichkeit auf dem Baugrundstück verbleiben. 
Der Oberboden ist nach § 202 BauGB zu Beginn der Erdarbeiten zu sichern und 
nach Beendigung der Baumaßnahme auf dem Grundstück zur Herstellung von Ve-
getationsschichten wieder aufzutragen. Vorgesehene Grün- und Freiflächen sind 
von Ablagerungen und Verdichtungen durch die Baumaßnahme zu schützen. 
Idealerweise soll das ausgebaute Bodenmaterial direkt wieder eingebaut werden. Ist 
dies nicht möglich, so müssen geeignete Flächen zur Zwischenlagerung bereitge-
stellt werden.  
Wo möglich und erforderlich sind Vorsorgemaßnahmen zur Verhinderung von Bo-
denabschwemmung während der Bauphase zu ergreifen. 
Ober- und Unterboden sind grundsätzlich getrennt voneinander zu lagern. Die Bo-
denmieten dürfen generell nicht befahren werden und müssen bei einer Lagerung 
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von über 6 Wochen begrünt werden, um eine Durchlüftung und Entwässerung zu 
gewährleisten und das Bodenmaterial sicher zu stellen. Eine Ansaat schützt darüber 
hinaus vor Erosion und unterdrückt unkontrollierte Selbstbegrünung (Unkrautsa-
menpotential). Der Wiedereinbau des zwischengelagerten Bodenmaterials wird bei 
trockener Witterung ebenfalls horizontweise entsprechend der ursprünglichen Rei-
henfolge vorgenommen. Die gesetzlichen Vorgaben (Verwertung von Bodenmate-
rial) und (Bodenarbeiten) sind einzuhalten. Der Vorsorgepflicht nach § 7 BundesBo-
denschutzgesetz i.V. mit den §§ 9-12 Bundesbodenschutzverordnung ist Rechnung 
zu tragen. 
Bei Bauarbeiten ist mit Beeinträchtigungen durch Baustellenbetrieb zu rechnen 
(Verdichtung, stoffliche Aspekte), die Pflichten der Vorsorge sind zu wahren. Dies 
betrifft insbesondere auch die Baueinrichtungsflächen und Zuwege, die grundsätz-
lich nicht auf empfindlichen Standorten eingerichtet werden sollten. Für die Weiter-
verwendung von anfallendem Bodenmaterial an anderer Stelle gelten gemäß Erlass 
die Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr.4 der BBodSchV (Richtlinie für die Verwertung 
von Bodenmaterial, Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen 
sonstiger Abgrabungen, Staatsanzeiger Hessen Nr. 10, 03. März 2014). 
Vom Baustellenbetrieb darf keine Grundwassergefährdung ausgehen. Fahrzeuge 
und Baumaschinen sind gegen Kraftstoff- und Ölverlust zu sichern. 
Von Baumaßnahmen anfallendes Abwasser ist schadlos zu beseitigen. Eine Versi-
ckerung desselben ist unzulässig. 
Nachfolgend genannte Infoblätter des Hess Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz sind zu beachten: Boden - mehr als Bau-
grund; Bodenschutz für Bauausführende; Boden - damit ihr Garten funktioniert, Bo-
denschutz für Häuslebauer; (jeweils unter: https://umwelt.hessen.de) 
Zum Schutz des Bodengefüges sollen Baueinrichtungsflächen auf befestigten Be-
reichen angelegt werden (Lastenverteilung, Verwendung von Baggermatten). Wei-
terhin sollen wo möglich Baustraßen und Baueinrichtungsflächen bzw. Lagerflächen 
gezielt auf Flächen gelenkt werden, die anschließend baulich genutzt werden sollen 
(zukünftige Wege- oder Gebäudeflächen). Flächenhafte und ungeregelte Fahrten 
sollten vermieden werden. 
Die Bauausführung sollte nach Möglichkeit in den trockenen Sommer- und Herbst-
monaten erfolgen. Mögliche Bauunterbrechungen sollen nach ergiebigen Nieder-
schlägen vorgesehen werden. Wo erforderlich, sind Vorsorgemaßnahmen zur Ver-
hinderung von Bodenabschwemmung in der Bauphase zu treffen. 
Wenn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt 
werden, ist das Regierungspräsidium zu beteiligen. 
Der Einsatz von Pestiziden u.ä. sollte im Sinne der Grundwassersicherung unter-
bleiben. 
Im Rahmen der Bauausführung sollte ein Baustelleneinrichtungsplan unter Berück-
sichtigung der, wie vor genannten Ausführungen folgende bodenschützende Kom-
ponenten enthalten: 

a) Bauzeitenplanung hinsichtlich Witterung und Jahreszeiten. 
b) Baubedarfsflächeneinteilung für Baustraßen, Baucontainer Lagerflächen für Bau-

material und Bodenmieten. 
c) Ggf. Eruierung von Tabuflächen wie spätere Garten oder Grünflächen und Siche-

rung dieser durch Bauzäune. 
d) Herstellung von Baustraßen etc. durch unbedenkliche Materialien und vollständiger 

Rückbau temporärer Baustraßen und Bodenlockerung nach Bauabschluss. 
e) Sicherungsmaßnahmen gegen Bodenverunreinigung durch wassergefährdende 

Stoffe. 
 

5. Energieeinsparung / Lufthygiene 
Um unnötige Wärmeverluste an den Gebäuden zu vermeiden, wird eine kompakte 
Bauweise mit KfW 40 (plus) oder Passivhausstandards empfohlen. Die Dachflächen 
sollten hinsichtlich der aktiven Nutzung der solaren Einstrahlung mit PV oder Solar-
thermie möglichst nach Süden orientiert sein. Zur Minimierung der lufthygienischen 
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Belastung sollten emissionsarme und rohstoffschonende Heizungssysteme verwen-
det werden. 

 
6. Zisternen 

Falls Regenwasserzisternen der Gewinnung von Brauchwasser dienen sollen, wird 
ausdrücklich auf die DIN-gemäße Trennung von Trinkwasser und Brauchwasser 
hingewiesen. 

 
7. Entwässerung 

Es wird darauf hingewiesen, dass tiefer liegende Kellergeschosse möglicherweise 
nicht im Freispiegel entwässert werden können. Ggf. sind Hebeanlagen auf eigene 
Kosten zu installieren und zu betreiben. 

 
8. Erdwärme 

Die Nutzung der Erdwärme setzt in der Regel eine wasserrechtliche Erlaubnis voraus. 
Deren Erteilung ist insbesondere von der kostenpflichtigen, gutachterlichen Bewer-
tung der hydrogeologischen Verhältnisse durch das Hessische Landesamt für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie oder ein qualifiziertes Gutachterbüro abhängig, die bei 
Bedarf bzw. bei einem entsprechenden Antrag einzuholen ist. In Wasserschutzgebie-
ten ist die Nutzung von Erdwärme unzulässig. 

 
9. Altlasten 

Wenn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt 
werden, ist das Regierungspräsidium zu beteiligen bzw. ein Fachgutachter hinzuzu-
ziehen. 

 
 
 
8.0 Flächenbilanz  Planung 
 

Gesamtfläche Baugebiet = 6.646 m² 
 
Baufläche WA = 4.255 m² 
Bebaubar gem. GRZ 0,4 = 1.702 m²   * 
Freifläche = 2.553 m² 
Davon Zufahren und Stellplätze max. 851 m² und Freifläche mind.1.702 m² 
 
Verkehrsfläche = 2.391 m² 

* da im Wesentlichen mit Einzelhausbebauung zu rechnen ist und Doppelhäuser und Reihen-
häuser nur sehr untergeordnet zu erwarten sind, wird zur Ermittlung der überschlägigen Flä-
chenberechnung die GRZ = 0,4 herangezogen. 
vgl. auch Flächendisposition Planzeichnung 
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II  Umweltbetrachtung  
 

1.0 Eingriffsvermeidung und lokalspezifische Zielse tzungen für eine ökologi-
sche und gestalterisch verträgliche Planung 

 
Auch beim beschleunigten Verfahren sind umweltschützerische Belange in die Abwägung ein-
zubeziehen und Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nr. 7 b BauGB 
genannten Schutzgüter auszuschließen.  
Jedoch entbindet der § 13 a Absatz 2 Nr. 4 BauGB, nach dessen Vorschriften das vorliegende 
Verfahren gem. § 13 b BauGB durchzuführen ist, von der naturschutzrechtlichen Ausgleichs-
pflicht, wenn die zu betrachtenden Schutzgüter nicht nachteilig betroffen sind, da die Eingriffe 
durch die erfolgte Planung als vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig gel-
ten.  
 
Ebenso muss ausgeschlossen werden können, dass keine Auswirkungen von schweren Unfäl-
len nach § 50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetz (Störfallbetriebe) zu befürchten sind, 
was bei der vorliegenden Planung sicher ausgeschlossen werden kann, da keine Störfallbe-
triebe betroffen sind. 
 
Durch die hier in Rede stehende Planung wird in begrenztem Umfang freie Landschaft in An-
spruch genommen, welche im Sinne des Biotopverbundes hätte aufgewertet werden können. 
Zur Beachtung des Gebotes des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, wurde unter Ziff. 
6.0 der Begründung entsprechendes zur Verfügbarkeit von Baugrundstücken und zur Bauland-
ausweisung im Ortsteil ausgeführt. Zu Leerständen im Ortsteil liegen keine Aussagen vor. 
 
Die grünordnerische Festsetzungen beziehen sich in der vorliegenden Planung auf private Frei-
flächen und müssen der Pflicht zur Minimierung der Versiegelung im Sinne des Wasser- und 
Bodenschutzes gerecht werden.  
Die Kleinräumigkeit der Planung und die bereits bestehenden verkehrlichen Erschließungsstra-
ßen bedingen, dass weitere grünordnerische Festsetzungen für öffentliche Grünflächen als 
auch auf den öffentlichen Straßenraum obsolet sind. 
Die Reduzierung und Rückhaltung des Oberflächenabflusses müssen mit dem zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten bzw. Festsetzungen betrieben werden.  
Zur Sicherung eines angenehmen Bioklimas ist eine ausreichende Durchlüftung zu gewährleis-
ten, um der Aufheizung von Bausubstanz entgegenzuwirken. 
Der rationelle, sparsame Umgang mit Energie muss sich im Sinne der Lufthygiene in der Pla-
nung ausdrücken. 
Zur Vermeidung negativer Sichtbeziehungen wird die max. Höhenentwicklung der Baukörper 
begrenzt und eine ausreichende innere und äußere Begrünung des Baugebietes festgelegt. 
 
 
1.1 Maßnahmen zur Eingriffsminimierung 
 
Es werden Maßnahmen dargestellt, die im Rahmen der Festsetzungsmöglichkeiten nach § 9 
Abs.1 Nr. 20 und § 9 Abs. 1 Nr. 25 und anderen §§ BauGB in Verbindung mit der HBO festge-
setzt werden können. 
Die zu betrachtenden Eingriffe durch Neuerrichtung von Gebäuden und sonstige baulichen An-
lagen sind grundsätzlich durch folgende Maßnahmen zu minimieren: 
 
W hinsichtlich des Wasser- und Bodenhaushaltes (Reduzierung des Oberflächenabflusses) 
B hinsichtlich des Arten- und Biotopschutzpotentiales 
L hinsichtlich des Orts-/Landschaftsbildes 
K hinsichtlich des Lokalklimas und der Lufthygiene 
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W, B, L, K  
Die für Wege versiegelte Fläche ist auf das absolut erforderliche Maß zu begrenzen, wobei 
ausschließlich teilversiegelnde Materialien zur Erhöhung der Infiltrationsrate zu verwenden sind. 
Der einzuhaltende Abflussbeiwert für gewählte Befestigungen ist festgesetzt. Analoges gilt für 
Stellplätze und Zufahrten.  
Zum Schutz des Bodengefüges sollen Baueinrichtungsflächen auf befestigten Bereichen ange-
legt werden (Lastenverteilung, Verwendung von Baggermatten). Weiterhin sollen wo möglich 
Baustraßen und Baueinrichtungsflächen bzw. Lagerflächen gezielt auf Flächen gelenkt werden, 
die anschließend baulich genutzt werden sollen (zukünftige Wege- oder Gebäudeflächen). 
Die Bauausführung sollte nach Möglichkeit in den trockenen Sommer- und Herbstmonaten er-
folgen. Mögliche Bauunterbrechungen sollten nach ergiebigen Niederschlägen vorgesehen wer-
den. 
Die Planung soll sich auf das absolut erforderliche Maß zur Zielverwirklichung beschränken. 
Ein sachgerechter Umgang mit dem Schutzgut Boden bei unvermeidlichen Bodeneingriffen ist 
festgesetzt.  
Der bei baulichen Maßnahmen anfallende Erdaushub ist im Sinne des Massenausgleiches zur 
Schonung von Deponieraum nach Möglichkeit auf dem betroffenen Grundstück wiedereinzu-
bauen. Die Vorschriften zur Behandlung des Oberbodens sind dringend zu beachten. Ober- und 
Unterboden ist sachgerecht in getrennten Mieten zu lagern. 
 
W   
Zur Trinkwassereinsparung, Grundwasserschonung und Reduzierung der Abflussverschärfung 
ist bei neu zu errichtenden Gebäuden das Dachablaufwasser in geeigneten Auffangbehäl-
tern/Reservoiren aufzufangen bzw. auf dem Grundstück zu versickern oder dem Regenrückhal-
tebecken zuzuführen. Die Nutzung als Brauchwasser ist zu empfehlen. 
Ein Anschluss an das Trennsystem zur Oberflächenwasserableitung kann sichergestellt wer-
den. 
Vom Baustellenbetrieb darf keine Grundwassergefährdung ausgehen. 
Fahrzeuge und Baumaschinen sind gegen Kraftstoff- und Ölverlust zu sichern. 
Von Baumaßnahmen anfallendes Abwasser ist schadlos zu beseitigen, eine Versickerung des-
selben ist unzulässig. 
Der Einsatz von Pestiziden sollte im Sinne des Grund- und Trinkwasserschutzes auf privaten 
und öffentlichen Flächen unterbleiben. 
 
B, L, K  
Im Zuge der Bebauung sind Grün- und Freiflächen von Anschüttungen, Ablagerungen, Verdich-
tungen und mechanischen Flächen- und Pflanzenschädigungen freizuhalten. 
Die nicht versiegelten Grundstücksflächen sind entsprechend der Festsetzungen gärtnerisch 
anzulegen bzw. naturnah zu gestalten. 
Grundstückseinfriedungen sollten derart hergestellt werden, dass sie für Kleintiere (z. B. Igel) 
passierbar sind. Vorzugsweise sollten Lebendeinfriedungen hergestellt werden oder zumindest 
Zäune durch Gehölzreihen ergänzt werden. 
Es sind Festsetzungen zum speziellen Artenschutz getroffen (Beleuchtung, zu verwendendes 
Glas, Nisthilfen etc.) 
Auf die Höhenentwicklung der Baukörper ist Einfluss genommen. 
 
K   
Zur Minimierung der lufthygienischen Belastung sowie i. S. d. rationellen Umgangs mit Energie 
wird empfohlen, emissionsarme und Rohstoff schonende Heizungssysteme zu verwenden.  
Solarenergieanlagen (solarthermische und photovoltaische Anlagen) sind festgesetzt. 
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2.0 Umweltbezogene Auswirkungen  
 
Förmliche Umweltprüfungen können, wie vor beschrieben, bei Anwendung des Verfahrens gem. 
§ 13 a BauGB nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) entfallen. Dennoch sind 
die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB grundsätzlich bei einer 
Planaufstellung zu berücksichtigen.  
 
Die Umgebung des Plangebietes ist bereits weitgehend bebaut. Die vorliegende Planung dient 
der sinnvollen Arrondierung/Entwicklung des Ortsteils und der Bedarfsdeckung an Wohneigen-
tum.  
Zur inneren Durchgrünung wurden entsprechende Festsetzungen getroffen.  
 
In Anspruch genommen wird ein Bereich mit Grünstrukturen und baulichen Anlagen, visualisiert 
durch den Bestandsplan, hier: 
Freizeitgarten, tlw. mit Obstgehölzen (die 9 Apfelbäume sind als Halbstämme zu bezeichnen), 
verschiedene Ziergehölze  
im Osten eine Baumgruppe bestehend aus Laubgehölzen und hohen Nadelgehölzen, 
Der Planfläche bietet im Gesamten durchschnittliche Habitat Qualitäten. Vorkommende Arten 
dürften sich aus Ubiquisten zusammensetzen. Aus der gegebenen Lage und umgebenden so-
wie innerhalb des Plangebiets vorhandenen Nutzungen (Verkehrsaufkommen zu Spielplatz und 
Tennisanlage, Ortslage und Freizeitgartennutzung) resultiert ein moderates Störungsniveau 
(Lärm-Lichtemissionen, Bewegungen, Verkehr), so dass für im Plangebiet vorkommende Arten 
Gewöhnungseffekte anzunehmen sind. 
Gemäß der Bestandsaufnahme am 15.06 2021 Begehung ca. 45 Minuten und 24.09.2021 ca. 
90 Minuten wurden folgende Arten der Avifauna beobachtet: 
Blaumeise  Parus caeruleus    nicht gefährdet 
Goldammer  Emberiza citrinella    nicht gefährdet 
Grünfink  Carduelis chloris    nicht gefährdet 
Kleiber   Sitta europaea    nicht gefährdet 
Kohlmeise  Parus major     nicht gefährdet 
Sperber  Accipiter nisus jagend   nicht gefährdet 
Sperling spec.        nicht selten 
Stieglitz  Carduelis carduelis    nicht selten 
Taube spec.        nicht gefährdet 
Auf eine artenschutzrechtliche Prüfung wurde verzichtet. 
 
Es ist kein Vorkommen von geschützten Lebensräumen oder Arten zu erwarten. Bezüglich 
eventueller Nisthöhlen oder sonstiger Baum- Höhlenbewohner setzt der Bebauungsplan ent-
sprechende Maßnahmen fest. 
Die Habitat Eigenschaft der Planfläche und die biologische Vielfalt sind in der Summe als durch-
schnittlich einzustufen.  
Der Grünland Bestand ist nicht einem bestimmten Grünlandtyp zuzuordnen. Insgesamt weisen 
zusammenhängende Grünlandflächen Deutsches Weidelgras als Bestandsbildner auf und wer-
den mehrheitlich intensiv gemäht.  
Teilweise waren bei den Ortsbegehungen vor allem randlich oder im Nahbereich von Gehölzen 
Langgrasstrukturen in deutlich untergeordneter Ausprägung vorhanden.  
Es ist nicht davon auszugehen, dass die Fläche überdurchschnittlich Käfern, Milben, Spinnen-
tieren und Heuschrecken Lebensraum bietet. 
Entsprechende Grünlandstrukturen sind darüber hinaus hier, im ländlichen, dörflichen Umfeld 
in Form von Hausgärten und Mähweiden gut repräsentiert und bieten so ausreichend Ausweich- 
und Rückzugsmöglichkeiten. 
 
Als Funktion des Schutzgutes Landschaftsbild und Erholung werden allgemein die Naturerfah-
rungs- und Erlebnisfunktion, die Erholungsfunktion sowie Informations- und Dokumentations-
funktion unterschieden. Die sinnliche Wahrnehmung des Landschafts-/Ortsbildausschnittes, 
insbesondere der visuelle Eindruck werden durch die vorliegende Planung nicht wesentlich ver-
ändert. Der Betrachter nimmt hier mit Blickrichtung Osten bereits signifikante Bebauung 
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innerhalb der Planfläche wahr. Die Lage (Bebauung am Ortsrand) wird als etablierte Nutzung 
wahrgenommen, da die Bebauung sich durch Realisierung der Planung sehr geringfügig ver-
schiebt. Darüber hinaus kann der Fläche keine Informations- oder Dokumentationsfunktion be-
scheinigt werden. Eine hervorzuhebende Erlebnisfunktion besteht nicht. 
Von der Planung sind keine Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete betroffen. 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand finden sich im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets keine 
Kulturdenkmäler im Sinne von § 2 Absatz 2 HDSchG (Bodendenkmäler).  
Die Hinweise zum Denkmalschutz sind bei Bauarbeiten zu beachten. 
 
Als siedlungswirksames Kaltluftentstehungsgebiet kann die betroffene Fläche aufgrund der 
Kleinräumigkeit nicht angesehen werden.  
Der Kaltluftabfluss im Bereich wird nicht weiter beeinträchtigt, da hier per se keine signifikante 
Veränderung vorbereitet wird.  
 
Das Geoportal Hessen, hier der Bodenviewer erfasst generell die Siedlungsflächen nicht. Vor-
liegend ist auch das hier überplante Grundstück nicht erfasst (Weiß-Fläche).  
Dementsprechend sind auch keine Aussagen zur Bodenart getroffen. 
Prinzipiell sind am Standort Böden aus Löss zugrunde zu legen, die den Parabraunerden und 
erodierten Parabraunerden als Bodeneinheit zugeordnet werden können. 
Generell gilt, dass im Bereich der bereits erfolgten Bebauung bereits mit gestörten Bodenfunk-
tionen zu rechnen ist, da die bereits erfolgte Siedlungstätigkeit in das Bodengefüge eingreift, 
bzw. eingegriffen hat. 

 
 
Bewertung: 
Im Ergebnis führt der Eingriff, wie jeder Eingriff im Sinne einer zulässigen Bebauung, zu einer 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden, die im Gesamtkontext zu beurteilen ist. Das Plange-
biet stellt einen Standort für Vegetation dar. Im Rahmen der Planung wird dieser Belang in die 
Abwägung eingestellt und entsprechend bewertet und muss jedoch zugunsten der Siedlungs-
entwicklung, bzw. der Bereitstellung von benötigtem Wohnraum und der Eigentumsbildung 
durch Wohneigentum von Teilen der Bevölkerung, zurück stehen.  
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass auch die urbanen Böden kommunaler Freiflächen 
in Entstehung und Genese sowie deren Rolle im Ökosystem Stadt durch Bautätigkeiten, Nut-
zungseinflüsse, Brände, Kriege usw. vielfältige Aspekte aufweisen und nicht mit natürlich ge-
wachsenen Böden im weiteren Außenbereich gleichzusetzen sind.  
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Die Bodenfunktion „Produktionsfaktor und -grundlage für die Landwirtschaft" ist für die über-
plante Fläche derzeit nicht vorhanden, da eine private Nutzung erfolgt.  
Die Bodenfunktion „natürliche Bodenfruchtbarkeit" steht in starker Abhängigkeit zur nutzbaren 
Feldkapazität. Entscheidend ist, wie die Pflanze an das Bodenwasser kommt. Das Maß für die 
Pflanzenverfügbarkeit ist die nutzbare Feldkapazität (nFK). Sie beschreibt den Anteil des Haft-
wassers, den die Wurzeln mit ihren Saugkräften dem Boden entreißen können. 
Ist alles pflanzenverfügbare Wasser aufgebraucht, vertrocknen die Pflanzen; der permanente 
Welkepunkt ist erreicht. Je weniger der Wasserbedarf während der Vegetationsperiode durch 
Regen gedeckt werden kann, desto mehr entscheidet die nFK über den Ertrag.  
Aufgrund der Umgebungskartierung ist auf der in Rede stehenden Fläche diese Funktion als 
durchschnittlich bis gut zu vermuten. 
Die Bodenfunktion im Wasserhaushalt kann nur übernommen werden, wenn keine Verdichtung 
oder Versiegelung vorliegt und die Fläche tiefgründig durchwurzelbar ist und mit einem Bewuchs 
einer dichten Vegetation vorhanden ist. 
Bezüglich der Bodenfunktion Filter und Puffer von Schadstoffen kann aufgrund der einfließen-
den Faktoren angenommen werden, dass im engeren Eingriffsgebiet eine durchschnittliche 
Leistungsfähigkeit besteht. 
Die Bodenfunktion „Lebensraum für Pflanzen" ist vorhanden und wird durch die vorgesehenen 
Eingriffe beeinträchtigt. 
Es liegt nach derzeitigem Kenntnisstand keine Archiv- oder Dokumentationsfunktion der vor-
handenen Böden vor. 
 
Auswirkung für das Schutzgut Boden: 
Es werden zusätzliche Versiegelungen vorbereitet. Baubedingt muss von einer Bodenverdich-
tung im Bereich der Bauflächen ausgegangen werden und einhergehend mit Bautätigkeit und 
Versiegelung zu eingeschränkten bzw. in Teilbereichen auch zum Verlust der Bodenfunktionen.  
Es werden daher hierzu Maßnahmen zur Minimierung bzw. zur Vermeidung von Eingriffen auf-
gezeigt: vergleiche hierzu auch Lit D Ziff. 4 auf der Plankarte, sowie die Erstellung eines Baustel-
leneinrichtungsplanes unter Berücksichtigung bodenschützende Aspekte empfohlen. 
 
Oberflächengewässer deren gesetzlicher Gewässerrandstreifen sowie amtlich festgestellte 
Überschwemmungsgebiete sind nicht betroffen.  
Von einer Beeinträchtigung des Grundwassers kann durch die vorbereitete Maßnahme nicht 
ausgegangen werden. 
Es ist nicht mit Gründungstiefen zu rechnen, die den Grundwasserleiter oder das Grundwasser 
beeinträchtigen könnten.  
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb einer Wasserschutzzone.  
 
Auswirkung für das Schutzgut Wasser: 
Es werden keine Eingriffe vorbereitet, die sich nach heutigem Kenntnisstand additiv auf eine 
Verschlechterung des Status Quo auswirken könnten. Hochwasserschadensfälle im Bereich 
sind nicht bekannt. 
 
Nach Kenntnisstand der Gemeinde Hünfelden ist festzustellen, dass sich im Planungsraum 
keine Altflächen befinden. 
Der Gemeinde Hünfelden liegen keine Anhaltspunkte für ein vorhandenes Vorkommen von Alt-
flächen (Altablagerungen und Altstandorte) sowie sonstigen Flächen mit schädlichen Bodenver-
änderungen vor. 
 
Abfallentsorgungsanlagen / Deponien im Sinne von § 35 Absatz 1, 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
-KrWG- sind nicht betroffen. 
 
Insofern ist, aufgrund der relativ konfliktfreien Nutzung, nicht von erheblichen nachhaltig negati-
ven Auswirkungen auf die umweltbezogenen Schutzgüter auszugehen.  
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Für das Schutzgut Boden konnten keine Maßnahmen zur vollständigen Kompensation eruiert 
werden.  
Folgende Maßnahmen wurden betrachtet: 
·  Voll- oder Teilentsiegelung: keine verfügbaren Flächen in der Gemarkung 
·  Bodenlockerung: keine verfügbaren Flächen in der Gemarkung 
·  Erosionsschutz: keine verfügbaren Flächen in der Gemarkung 
·  Neuherstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht: i.d.R. nach Entsiegelungsmaßnahmen 

durchzuführen, daher vorliegend obsolet. 
 
Eine bodenkundliche Baubegleitung wird aufgrund der vorangegangenen Ausführungen zum 
Standort derzeit nicht als erforderlich gehalten, zumal diese, wie aus dem nachfolgenden Aus-
zug des entsprechenden Maßnahmenblattes, insbesondere bei betroffenen Böden mit hohem 
oder sehr hohen Funktionserfüllungsgrad oder einer hohen Verdichtungsempfindlichkeit ange-
raten wird. 
Diese Voraussetzungen werden vorliegend nicht angehalten. Die Erstellung eines Baustellen-
einrichtungsplanes wird als ausreichend angesehen. 
 

 
 
 
 
3.0 Restkompensation für vorbereitete Eingriffe in Natur und Landschaft  
 
Im Rahmen des § 1 und 1a BauGB müssen im Rahmen der Bauleitplanung ggf. auch in den 
beschleunigten Verfahren ausreichende Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen bereitgestellt und 
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zugeordnet werden, wenn eine nachhaltige negative Beeinträchtigung von Schutzgütern zu prog-
nostizieren ist. 
Die sich aus dem Eingriff ergebenden Beeinträchtigungen sind funktional auszugleichen, oder es 
sind gleichwertige andere Aufwertungen vorzunehmen. 
Die Kompensation lässt sich erreichen  
- durch Ausgleich (Kompensation im räumlichen und funktionalen Zusammenhang) 
- durch Ersatz (Kompensation durch nicht funktionale, aber „gleichwertige“ Maßnahmen im räum-
lichen Zusammenhang). 
Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen sind als Kompensationsmaßnahmen zusammengefasst. 
Zur Bewertung der Eingriffsfolgen schreibt der Gesetzgeber kein bestimmtes Verfahren vor. Die 
Abwägung der Eingriffsfolgen kann durch freie Beschreibung (verbal-argumentativ) oder durch 
Anwendung eines formalisierten Bewertungsverfahrens (Biotopwertverfahren) erfolgen. 
 
Die vorangegangenen Ausführungen sowie die Ausführungen der entsprechenden Kapitel im 
Umweltbericht führen aus, dass die Schutzgüter Landschaftsbild und Erholung, sowie Klima und 
Luft, durch die Planung keine erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung erfahren, das Land-
schaftsbild verändert sich durch die geplante Maßnahme subjektiv marginal. Die Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere werden durch die Inanspruchnahme von Grünlandflächen in geringem Um-
fang ebenfalls nicht nachhaltig negativ beeinträchtigt, da die Bereiche in Form von Hausgärten 
auch zukünftig Habitate für die Tierwelt bietet und aufgrund der losen Bindung der vorkommen-
den Arten an das Plangebiet und des Angebots gleichartiger Flächen im direkten Umgebungsbe-
reich nicht von einer nachhaltigen Verschlechterung für die Populationen auszugehen ist. Die 
Eingriffswirkung auf Säugetiere und Avifauna kann daher als untergeordnet bezeichnet werden. 
 
Es bleibt jedoch auch nach Anrechnung der Minimierungsmaßnahmen durch die vorbereitete 
Versiegelungsmöglichkeit ein Eingriff in Boden und Wasserhaushalt bestehen. Beeinträchtigt 
werden die Bodenfeuchte im versiegelten Bereich und damit verbunden die Stoffabbau- und Stof-
fumbauprozesse im versiegelten Bereich. 
Dabei kommt es wie bereits aufgeführt, zu einem Verlust infiltrations- und bewuchsfähiger Fläche. 
Außerdem müssen stockende Obstbäume gefällt werden. 
 
 
3.1 Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich  
 
Bilanzierung gem. Kompensationsverordnung vom 26.10.2018 
Die vorhandenen Verkehrsflächen fließen nicht in die Bilanz ein. 

Bestand Planung

Typ Nutzung m²
BWP/
m²

Summe 
BWP Typ Nutzung m²

BWP/
m²

Summe 
BWP

11.211 Gärten 2.853 25 71.325 10.710 Bebaubar 1.702 3 5.106

10.710 Dachflächen 476 3 1.428 10.530 Zufahrten etc. 851 6 5.106

Schotter 430 6 2.580 11.223 Freifläche 1.702 20 34.040

6.350
Intensiv-
grünland 593 21 12.453 10.510

Zuschlag zu 
Verkehrsfläche 97 3 291

4.210
Obstbaum-
gruppe 386 34 13.124

4.220

Baumgruppe
Laub- und 
Nadelgehölze 346 23 7.958      

Summe 4.352 108.868 4.352 44.543

Differenz -64.325
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Es entsteht ein Biotopwertdefizit von 64.325 Biotopwertpunkten. 
 
Zum Ausgleich der durch die Planung vorbereiteten Eingriffe soll eine vorlaufende Ersatzmaß-
nahme in Anspruch genommen werden. 
 
Vor Satzungsbeschluß ist der Ankauf der Ökopunkte entsprechend zu reservieren und der zu-
ständigen Unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen. 
Nach Satzungsbeschluß ist der erfolgte Ankauf von 6 4.325 Biotopwertpunkten der Unteren 
Naturschutzbehörde in geeigneter Weise nachzuweisen , erst danach ist die Planung in 
Kraft zu setzen. 
 
 
 
4.0 Alternativen zur beabsichtigten Planung 
 
Eine Standortalternativendiskussion erübrigt sich, da die Gemeinde in Ortsrandlage keine wei-
teren in gleicher Weise geeigneten Flächen eruieren konnte und dringende Anfragen aus der 
im Ort selbst bereits ansässigen Bürgerschaft vorliegen. 
 
 
 
5.0 Zusätzliche Angaben zur Umweltprüfung 
 
5.1 Merkmale der verwendeten technischen Verfahren,  technische Lücken, fehlende 

Kenntnisse und aufgetretene Probleme 
 
Die sich aufgrund der Bestandsituation sowie der Planinhalte des B-Plans ergebende Problem-
stellung erzeugt kein Erfordernis besondere technische Verfahren zur Bestimmung der Umwelt-
auswirkung einzusetzen bzw. anzuwenden. 
Die GIRL fand keine Anwendung.  
Technische Lücken sind nicht bekannt. 
Bei der Beurteilung der Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter wurden vorhandene 
Daten wie aus dem Flächennutzungs- und Landschaftsplan der Kommune und den online Daten 
des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie herangezogen.  
Weitergehende faunistische oder pflanzensoziologische Kartierungen wurden nicht in Auftrag 
gegeben und werden aufgrund der Bestandssituation nicht für erforderlich gehalten.  
 
 
5.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen nacht eiligen Auswirkungen  

sowie der Ausgleichsmaßnahmen 
 
Gemäß Nr. 3b der Anlage zu § 2 Abs. 4 und §§ 2a, 4c BauGB ist das geplante Monitoring-
Konzept zu beschreiben. Nach § 4c S. 1 2.Hs BauGB ist nunmehr Gegenstand der Überwa-
chung auch die Durchführung von Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a Abs. 3 S. 2 
BauGB und von Maßnahmen nach § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB (Flächen oder Maßnahmen zum 
Ausgleich). 
 
Dabei ist folgende Ausgangslage für die Gemeinden zugrunde zu legen: 
Das gesetzliche Modell des § 4c BauGB ist ersichtlich auf die Kooperation mit den Fachbehör-
den angelegt (§ 4 Abs. 3 BauGB), d.h. es ist eine gesetzliche „Bringschuld“ der Fachbehörden 
mit einzubeziehen. 
Es sind Gestaltungsspielräume für die Gemeinden für die Nutzung vorhandener Informationsin-
strumente vor Ort oder regional gegeben. 
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Es soll eine Überwachung / Monitoring erheblicher, insbesondere unvorhergesehener Umwelt-
auswirkungen, nicht aber eine Überwachung des B-Plan-Vollzugs erfolgen. 
Dabei erfolgt die Abgrenzung erheblich/unerheblich auf Ebene des Verfahrens im Umweltbe-
richt. Eine Erheblichkeit liegt auch dann vor, wenn der Umweltbelang „abwägungsrelevant“ ist 
(§ 1 Abs. 7 BauGB). Dabei ist zu beachten, dass sich die Erheblichkeit einer Umweltauswirkung 
i.d.R. erst nach der Durchführung der Planung zeigt. D.h. hier sind die Fachbehörden als Infor-
mationsquelle in der Pflicht (Verweis auf § 4 Abs. 3 BauGB), aber auch bspw. Umweltfachver-
bände können Informationen weitergeben. Nach Informationserhalt ist die Gemeinde in der Ver-
pflichtung den jeweiligen Sachverhalt zu prüfen/überwachen. 
 
Der gesetzliche zeitliche Bezugspunkt des Monitorings ergibt sich durch Verweis auf § 4 Abs. 3 
BauGB. Das heißt, nach Abschluss des Verfahrens unterrichten die Behörden die Gemeinde, 
sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchführung des Bauleitplans erhebli-
che oder unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. 
 
 
Auslöser der Überwachung können z.B. sein: 
·  Überschreitungen bestimmter Grenzwerte an Messtellen außerhalb des Plangebietes. 
·  Erhöhtes Verkehrsaufkommen. 
·  Beschwerden durch Betroffene (Geruchsimmissionen, Lärm). 
·  Defizite bei der Umsetzung von naturschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-

nahmen. 
Als Überwachungsinstrumente sind u.a. vorgesehen: 
·  Begehung des Plangebietes zur Prüfung des Orts-/Landschaftsbildes, ggf. Korrekturen über 

Grünordnung, im Abstand von i.d.R. 5 Jahren durch die Gemeinde. 
·  Baubegleitende Sicherungsmaßnahmen, vorliegend werden diese nicht für erforderlich ge-

halten. 
·  Verkehrszählungen bei Lärm-/Emissionsproblematik, vorliegend werden diese nicht für er-

forderlich gehalten. 
·  Bei Bedarf (Rückmeldung durch Fachbehörden etc.) zusätzliche Untersuchungen zu Fauna 

oder je nach Vorhaben der Gewässergüte. 
 
Vorliegend prognostizierte erhebliche 
Umweltauswirkung 

Geplante Überwachungsmaßnahmen 

Schutzgut Boden Ortsbegehung zur Bauphase und Prüfung der ord-
nungsgemäßen Umgehensweise mit gelagertem 
Bodenmaterial und bodenspezifischen Belangen -
> Protokoll durch die Gemeinde 

Eventuell Auffinden von unvorherge-
sehene Bodenverunreinigungen bei 
Bauvorhaben  

Bei Erfordernis gutachterliche Begleitung von Sa-
nierung und Sicherungsmaßnahmen -> Protokoll 
durch die Gemeinde 

Grünplanerische Ausgleichsmaßnah-
men incl. Artenhilfsmaßnahmen 

Anzeige der Fertigstellung bei der Fachbehörde -> 
Verpflichtung der Bauherren zur Fotodokumenta-
tion 
bzw. Prüfung und Abnahme durch Kreisbauamt 
(Verglasung) 

Ankauf von Ökopunkten Anzeige bei der Unteren Naturschutzbehörde -> 
Verpflichtung der Bauherren 

Das Monitoring beginnt bei Beginn der Bauarbeiten und ist in einem 5-Jahres Turnus regelmä-
ßig durchzuführen. 5 Jahre nach Beendigung der Bauarbeiten ist die Überwachung der Umwelt-
auswirkungen letztmalig durchzuführen. Das Monitoring wird von der Gemeinde, bzw. den spä-
teren Bauherren (Nachweise) in Zusammenarbeit mit den zuständigen Fach-Behörden durch-
geführt. 
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Die in der hier vorgelegten Umweltprüfung erarbeiteten Gegebenheiten erlangen rechtsverbind-
liche Wirkung durch die Erklärung, dass der Umweltbericht ein formalisierter Bestandteil der 
Bauleitplanung und die Vorgabe, die hier gewonnenen Erkenntnisse in die Abwägung zur Pla-
nung einzubeziehen ist. 
 
 
 
6.0 Zusammenfassung der Umweltprüfung 
 
Aufgrund der vorhandenen Situation sowie der zulässigen konfliktfreien Nutzung konnte in der 
Umweltprüfung nachvollziehbar dargestellt werden, dass mit nachhaltig negativen Auswirkun-
gen auf die Umweltmedien bzw. Kultur- und Sachgüter nicht zu rechnen ist.  
 
Es ist kein Vorkommen von geschützten Lebensräumen oder Arten bekannt. Die Habitat Eigen-
schaft des Gebietes und die biologische Vielfalt sind als der Nutzung entsprechend durchschnitt-
lich einzustufen.  
Als Funktion des Schutzgutes Landschaftsbild und Erholung werden allgemein die Naturerfah-
rungs- und Erlebnisfunktion, die Erholungsfunktion sowie Informations- und Dokumentations-
funktion unterschieden. Die sinnliche Wahrnehmung des Landschafts-/Ortsbildausschnittes, 
insbesondere der visuelle Eindruck werden durch die vorliegende Planung nicht signifikant ver-
ändert. Der Betrachter erwartet in einem Siedlungsgebiet auch Bebauung vorzufinden. Die ge-
plante Bebauung orientiert sich im Wesentlichen an der Umgebungsbebauung.  
Als wichtiges Kaltluftentstehungsgebiet oder bedeutsame –leitbahn kann die betroffene Fläche 
ebenfalls nicht angesehen werden.  
Es findet durch die Überplanung eine Versiegelung statt, die einen abwägungsrelevanten Ein-
griff darstellt. Der Belang der Möglichkeit der Eigentumsbildung der Bevölkerung in Verbindung 
mit der Schaffung von Wohnraum wird jedoch unter Berücksichtigung des § 1 Abs. 3 BauGB in 
Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 1., 2. und 4. BauGB höher gewichtet.  
Oberflächengewässer, Gewässerrandstreifen oder Überschwemmungsgebiete sind nicht be-
troffen und von einer Beeinträchtigung des Grundwassers kann durch die vorbereitete Maß-
nahme nicht ausgegangen werden. Es ist nicht mit Gründungstiefen zu rechnen, die den Grund-
wasserleiter oder das Grundwasser beeinträchtigen könnten.  
Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen im Planbereich keine bekannten archäologischen Bo-
dendenkmäler vor. Die Hinweise zum Denkmalschutz sind bei Bauarbeiten zu beachten. 
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Anhang I 
 
Bilderstrecke, Quelle: Ingenieurbüro SLE Schönherr  
15.06 2021 Begehung ca. 45 Minuten und 24.09.2021 ca. 90 Minuten 
 
FlStck 130 

 
 
 

FlStck 131 

 
 

 
FlStck 133 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
FlStck 133 mit Blick Rchtg. FlStck 134 
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Anhang III 
 
ABFLUSSBEIWERT, Quelle: Bauformeln.de 
 
Der Abflussbeiwert beschreibt, welcher prozentuale Anteil des Niederschlags zum Abfluss ge-
langt, d. h. das Verhältnis zwischen dem abflusswirksamen (effektiven) Niederschlag und dem 
Gesamtniederschlag. 
�  = Neff / N 
Die Höhe des effektiven Niederschlags ist von verschiedenen Gebietsparametern abhängig. 
Dazu gehören vor allem das Geländegefälle, die Landnutzung, die Durchlässigkeit und die Vor-
feuchte des Bodens, ggf. Rückhaltungen durch natürliche Geländemulden, Seen oder künstli-
che Speicher, die Intensität und Dauer des Niederschlagsereignisses sowie die Luft- und Bo-
dentemperaturen (Schneespeicher, Schneeschmelze, Bodenfrost).  
Es wird hauptsächlich zwischen den nachfolgenden Abflussbeiwerten unterschieden: 
Der mittlere Abflussbeiwert entspricht dem über die gesamte Dauer des betrachteten Nieder-
schlagsereignisses gemittelten Verhältnis des Abflussvolumens zum Niederschlagsvolumen 
(DWA-M 153 (2007).  
Der Spitzenabflussbeiwert ist definiert als das Verhältnis der resultierenden maximalen Abfluss-
spende zu der zugehörigen Regenspende (DWA-A 118 (2006).  
Der Endabflussbeiwert berücksichtigt die zeitliche Variabilität des Abflussbeiwertes und die Tat-
sache, dass mit zunehmender Niederschlagsdauer die Benetzungs- und Muldenverluste abneh-
men und der Abflussbeiwert bis zu einem Endwert ansteigt. 
Die nachfolgende Tabelle zeigt mittlere Abflussbeiwerte nach DWA-M 153 für Berechnungen 
im Rahmen des Merkblattes. 

Flächentyp Art der Befestigung � m 

Schrägdach Metall, Glas, Schiefer, Faserzement 0,9 - 1,0 

Ziegel, Dachpappe 0,8 - 1,0 

Flachdach (Neigung bis 3° oder ca. 5%) Metall, Glas, Faserzement 0,9 - 1,0 

Dachpappe 0,9 

Kies 0,7 

Gründach (Neigung bis 15° oder ca. 25%) humusiert < 10 cm Aufbau 0,5 

humusiert �  10 cm Aufbau 0,3 

Straßen, Wege und Plätze (flach) 
 

Asphalt, fugenloser Beton 0,9 

Pflaster mit dichten Fugen 0,75 

fester Kiesbelag 0,6 

Pflaster mit offenen Fugen 0,5 

lockerer Kiesbelag, Schotterrasen 0,3 

Verbundsteine mit Fugen, Sickersteine 0,25 

Rasengittersteine 0,15 

Böschungen, Bankette und Gräben mit Regenab-
fluss in das Entwässerungssystem 

toniger Boden 0,5 

lehmiger Sandboden 0,4 

Kies- und Sandboden 0,3 

Gärten, Wiesen und Kulturland mit möglichem Re-
genabfluss in das Entwässerungssystem 

flaches Gelände 0,0 - 0,1 

steiles Gelände 0,1 - 0,3 
  
Für die Abschätzung des Abflussbeiwertes und des Effektivniederschlags in Gewässereinzugs-
gebieten existieren zahlreiche empirische Formeln, statistische Verfahren sowie Niederschlag-
Abfluss-Modelle. Einen Überblick bieten z. B. Barben et al. (2001) und das DWA-Themenheft 
(2010). 
Zwei weit verbreitete Abflussbeiwertverfahren nach Lutz und der SCS-curve-number-Methode 
sind z. B. in Bay. LFU (2014) ausführlich beschrieben. 
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